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Tagesordnungspunkt 1 

Öffentliches Fachgespräch 
zum Thema Atommülllager Asse 
 

Selbstbefassung 18(16)SB-55 

dazu: 

PStS Rita Schwarzelühr-Sutter 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und Reaktorsicherheit (BMUB) 
 
Wolfram König 
Präsident des Bundesamtes für Strahlenschutz 
(BfS) 
Tischvorlage (Anlage 1) 
 
Claus-Jürgen Schillmann  
Dezernent Landkreis Wolfenbüttel 
 
Michael Fuder  
Asse 2 Begleitgruppe 
 
Dipl.-Physiker Wolfgang Neumann 
Asse 2 Begleitgruppe 
 
Präsentation Ausschussdrucksache 18(16)170 
(Anlage 2) 
 
zur Sitzung wurde verteilt: 
Antworten des BMUB Ausschussdrucksache 
18(16)169 (Anlage 3) 
 
im Nachgang wurde verteilt: 
Stellungnahme Ausschussdrucksache 18(16)185 
(Anlage 4) 
 
 
Vorsitzende: Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
liebe Gäste, ich begrüße Sie sehr herzlich zum öf-
fentlichen Fachgespräch zum Thema „Atommüll-
lager Asse“ – als Fortsetzung des Fachgesprächs 
vom 17. Dezember 2014.  

Ich begrüße zum einen vom Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit Frau Staatssekretärin Rita Schwarzelühr-Sut-
ter sowie den Präsidenten des Bundesamtes für 

Strahlenschutz, Herrn Wolfram König. Aber vor 
allen Dingen hören wir heute die Vertreter des 
Landkreises Wolfenbüttel und der Asse 2 Begleit-
gruppe. Die Landrätin, Frau Steinbrügge, ist leider 
erkrankt. Wir wünschen ihr „gute Besserung!“ In 
Vertretung ist Herr Claus-Jürgen Schillmann vom 
Landkreis Wolfenbüttel gekommen. Ich begrüße 
die beiden Vertreter der Asse 2 Begleitgruppe, 
Herrn Michael Fuder und Herrn Wolfgang 
Neumann.  

Wir werden zunächst einmal einen gemeinsamen 
Vortrag von ca. 15 Minuten von Herrn Schill-
mann, Herrn Fuder sowie Herrn Neumann hören. 
Darauf wird bei Bedarf Präsident König antworten 
können. Es gibt das Angebot von Herrn König für 
zwei Videoanimationen zum Zwischenlager und 
zur Stabilisierung, Drainage. 

Ich will noch einmal deutlich machen: Wir haben 
hier ein öffentliches Fachgespräch. D. h. es gibt 
eine Live-Übertragung im Internet und das Video 
ist danach auch im Internet jederzeit abrufbar.  

Wir können direkt in die Diskussion starten. Die 
Abgeordneten wissen, nach den Statements sind 
sie am Zuge. Sie haben für ihre Fragen zwei Minu-
ten Zeit. Es ist ein komplexes Thema. Ich würde 
einfach fragen: Wer von Ihnen will beginnen? Gut, 
dann gebe ich Herrn Schillmann das Wort. 

Claus-Jürgen Schillmann (Landkreis Wolfenbüt-
tel): Sehr geehrte Frau Höhn, sehr geehrte Damen 
und Herren, zunächst einmal herzlichen Dank für 
die Einladung und vielen Dank für die Möglich-
keit, hier mit Ihnen über das Thema „Asse 2“ zu 
diskutieren. Ich möchte als Einstieg auf das 
Thema „Asse 2 Begleitgruppe“ im Allgemeinen 
eingehen.  

In der vorangegangenen Diskussion ist das Thema 
Strukturen und Rollenverteilung bereits angespro-
chen worden. Ich möchte einen kleinen Einstieg 
dazu geben. Das ist sicherlich nicht abschließend. 
Was verbirgt sich hinter dem Begriff Asse 2 Be-
gleitgruppe (A2B)? Als Erstes sicherlich einmal 
das Format, gemeinsam mit anderen einen Diskus-
sionsprozess in einem kritisch-konstruktiven Dia-
log mit der Zivilgesellschaft zu beginnen und 
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zwar mit all denen, die an diesem Prozess teilneh-
men wollen. Wir werden nicht alle erfassen. Es 
gibt viele, die in diesem Prozess nicht mitwirken 
wollen. Aber es ist ein Format, das man nutzen 
kann. Die Idee, die dahintersteckt ist, ein zentraler 
Ansprechpartner für alle Ministerien und Behör-
den und sonstigen Beteiligten zu sein. Wichtig ist 
aber das Verständnis – wir haben mit dem A2B-
Format eine Bündelungsfunktion, aber es nehmen 
nur die teil, die teilnehmen wollen. Es sollte un-
ser Bestreben sein, möglichst viele zu gewinnen. 
Aber wir müssen uns über die Grenzen im Klaren 
sein, die sich daraus ergeben.  

Der zweite Teil ist die „Asse 2 Begleitgruppe-
klein“, das ist eigentlich die, die man immer so 
üblicherweise unter „Asse 2 Begleitgruppe“ ver-
steht. Das sind die Vertreter aus der Region und 
aus den Umweltverbänden. Die nächste Gruppe, 
das ist ursprünglich die zentrale Gruppe „Asse 2 
Begleitgruppe-groß“, die Gruppe, die mit dem ge-
meinsamen Ziel gestartet ist – und ich hoffe, die 
auch immer noch alle dabei sind –, die Rückho-
lung der Abfälle und ordnungsgemäße Stilllegung 
hinzubekommen. Ich habe das mit einem Ausrufe-
zeichen und mit einem Fragezeichen versehen. 
Ausrufezeichen: Das muss unser Ziel sein, wenn 
wir dies lösen wollen. Fragezeichen deswegen, 
weil – wie Sie alle mitbekommen haben – wir zur-
zeit durch schwierige Zeiten gehen und man von 
unterschiedlichsten Seiten her die Frage stellen 
kann: Haben wir wirklich noch diese gemeinsa-
men Ziele und wie können wir die möglicher-
weise erreichen?  

Die dritte Gruppe – ich glaube, eine Sache, die be-
sonders herausragend ist – das ist die Arbeits-
gruppe „Optionenrückholung“. Herr Neumann 
geht darauf noch im Detail ein. Ich glaube, das ist 
etwas ganz Besonderes – ein fachlich-wissen-
schaftliches Gremium mit gewählten Vertretern, 
aus der Region und Umweltverbänden sowie mit 
Vertretern aus Karlsruhe, die von Seiten des 
BMUB empfohlen worden sind. Sie haben sich 
zusammengefunden und – aus meiner Sicht – ein 
unglaublich hohes Standing sowie eine gute Ge-
meinsamkeit.  

Wie ist die Ausgangslage? Ich muss darauf gar 
nicht groß eingehen, das kennen Sie alle: marodes 
Bergwerk – latente Gefahr. Was wichtig ist: viele 

unklare Randbedingungen. Ich glaube, das ver-
gisst man manchmal vom Bergwerk her – von den 
rechtlichen Rahmenbedingungen. Das macht es 
schwierig, manchmal auch wenig verständlich. 
Das muss man bei dem was passiert – was gut 
läuft, was vermeintlich schlechter läuft – immer 
im Hinterkopf haben: eine komplexe technische 
Aufgabe. Und was ganz wichtig ist: der Zeitdruck. 
Wir haben kein Projekt, das wir irgendwann ein-
mal realisieren und fangen dann an. Nein, wir 
wissen nicht, wie lange wir noch die Möglichkeit 
haben. Es ist viel getan worden, um die Zeit zu 
verlängern, aber keiner kann eine Garantie geben, 
dass es weitergeht. Soweit zur Sachebene.  

Die Beziehungsebene ist eine ganz verzwickte Ge-
schichte. Eins ist prägend: Über viele Jahre sind 
die Leute enttäuscht, teilweise belogen oder vor-
geführt worden. Es gibt ein ganz tief sitzendes 
Misstrauen gegenüber Betreibern und Fachleuten 
und zwar unabhängig von der Person oder Institu-
tion. Das ist einfach da. Das mag man bedauern, 
aber ich glaube, das muss man bei diesem Prozess 
berücksichtigen.  

Es gibt auch ein zweites Phänomen: elitäres Ver-
halten der Fachleute. Dieser Prozess ist maßge-
bend dadurch geprägt worden, dass Fachleute 
wussten, wie alles funktioniert. Die haben die Be-
völkerung nicht berücksichtigt, was im Ergebnis 
zu dieser Situation geführt hat. Ehrlicherweise 
muss man sagen: Es gibt auch noch heute Leute, 
die meinen, was sollen denn die anderen Beteilig-
ten, was soll denn die Bevölkerung und was sol-
len denn diese ganzen Prozesse? Auf den Punkt 
gebracht: Das ist doch nur etwas, was uns in der 
Arbeit behindert. Hier ist ein ganz wichtiger 
Punkt, deutlich zu machen – Herr Fuder geht da-
rauf ein –, wie wichtig die Beteiligung von gesell-
schaftlichen Gruppen ist.  

Die Verunsicherung von Mitarbeitern hatte Herr 
König beim letzten Mal angesprochen. Wer im 
Untersuchungsausschuss des Niedersächsischen 
Landtages gewesen ist, kann nachvollziehen, wie 
reserviert Mitarbeiter möglicherweise bei kriti-
schen Entscheidungen herangehen und wie vor-
sichtig sie sind. Ganz Maßgebendes ist hier man-
gelnde Wertschätzung bis hin zur Diskreditierung 
von Partnern im Begleitprozess auf allen Ebenen. 
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Das ist eine Sache, die mich und uns alle sehr be-
trübt. Normalerweise ist das in einem solchen 
Prozess so, dass sich das abbaut. Ich nehme es zu-
mindest so wahr, dass es sich eher verschlechtert. 
Das ist ein Punkt, der sicherlich aufbereitet wer-
den muss. Dieser Prozess ist sicherlich nicht 
durchgängig vergnügungssteuerpflichtig. Ich 
glaube, wir sollten bei aller Kritik auch einmal 
festhalten: Was ist erreicht worden? Und ich sage 
und versteige mich zu dieser Aussage: Es ist ein 
Erfolgsmodell. Wir haben einen Optionenver-
gleich hinbekommen. Wir: Da meine ich alle, be-
zogen auf die Asse 2 Begleitgruppe-groß. Lex Asse 
ist sicherlich auch mitgeprägt worden. Stabilisie-
rung Notfallvorsorge: Da ist sehr viel geleistet 
worden, vieles weniger bezogen auf die Gruppe, 
als auf das BfS. Herr König, an dieser Stelle – ge-
rade die Frage der Notfallvorsorge, da läuft so vie-
les im Hintergrund, man nimmt es gar nicht wahr. 
Es ist eine gigantische Aufgabe, die Sie da bisher 
umgesetzt haben. Als Verantwortlicher im Land-
kreis Wolfenbüttel habe ich eine Ahnung, was 
dort geleistet worden ist. Ich glaube, das muss 
auch einmal gesagt werden, also in dem Punkt 
mal ein Dankeschön an Sie und Ihre Mitarbeiter.  

Dass der Schacht 5 kommen soll, ist mit geprägt 
worden. Die Rückholungsplanung liegt in der 
Konzeptform vor – in einer wirklich interessanten 
Variante. Die Konditionierungsanlage – da gibt es 
Pläne; das ist auch in der Beantwortung des BfS 
erwähnt worden. Wir haben - ein ganz wichtiger 
Punkt - eine Vereinbarung über das Standortsuch-
verfahren, der sogenannte Kriterienkatalog. Und 
wir haben auch ein Einvernehmen – man darf es 
nicht vergessen – über den schachtnahen Bau der 
Konditionierungsanlage des Pufferlagers. Jeder 
nimmt natürlich unterschiedlich wahr, wer wel-
chen Anteil hat. Aber es ist wichtig, festzuhalten: 
Einen wesentlichen Anteil hat das BfS und die 
Asse GmbH. Das muss man hier deutlich sagen. 

Was sind unsere Herausforderungen? Bekannt ist, 
es gibt noch Beschleunigungspotentiale, die wir 
gemeinsam heben müssen. Die Rückholungspla-
nung muss weitergehen. Mit Schacht 5 muss es 
weitergehen. Standortfindung – das ist ein wichti-
ger Punkt, wo wir zurzeit einen Dissens haben. 
Das muss man deutlich sagen. Wir können nicht 
verstehen, dass es hier zurzeit zu einem Stillstand 
kommt. Wir können das nicht akzeptieren und 

müssen unbedingt einen Weg finden, diese Sache 
wieder in Gang zu bringen. Das ist eine der großen 
Herausforderungen für 2015.  

Herr Neumann wird nochmal darauf eingehen – 
die Frage Verfüllung, Drainage: Ist das ein Kon-
flikt? Ja oder nein? Ich meine nein. Es gibt Lösun-
gen. Aber wir haben dort eine Situation, wo die 
Beziehungsebene mit der Sachebene vermengt 
wird. Wo viele gute Lösungen nicht zielführend 
fortgeführt werden. Das führt dazu, dass sich das 
in die Länge zieht. Das ist eine Sache, die wir 
noch einmal angehen müssen.  

Was sind die sonstigen Herausforderungen? Allge-
mein gibt es – das ist den Medien zu entnehmen – 
auf den unterschiedlichen Ebenen eine Ernüchte-
rung über die zeitlichen Perspektiven. Den zwei-
ten Punkt habe ich schon angesprochen, die Res-
pektlosigkeiten gegenüber Engagement und fachli-
cher Arbeit und zwar auf allen Ebenen und in alle 
Richtungen. Und was ich eben ansprach, Sachfra-
gen und Fragen der Zusammenarbeit werden ver-
mengt, da muss man mehr trennen. Was dafür er-
forderlich ist, hat Herr König schon beim letzten 
Mal angesprochen. Wir müssen diesen Prozess 
überdenken: Was läuft gut? Was läuft schlecht – 
bezüglich der Strukturen und Verfahren. Wir müs-
sen bezogen auf die Beziehungsebene auch ein-
fach mal in Klausur gehen. Das ist gemeinsam ver-
abredet. Entsprechende Positionspapiere liegen 
vor.  

In der letzten Sitzung hat Herr König das Thema 
Chancen angesprochen. Er ist ja stark kritisiert 
worden. Ich teile die Kritik nicht. Ich glaube, wir 
haben wirklich riesige Chancen, das gemeinsam 
hinzubekommen, gemeinsam Kompetenz zu ge-
winnen, auch auf internationaler Ebene zu finden 
und auch gemeinsam das Thema eines gelunge-
nen Prozesses zwischen Fachleuten und Zivilge-
sellschaft. Das ist eine Chance, die wir gemeinsam 
nutzen sollten, die auch da ist und das sollte man 
auch so offen aussprechen. Wir sollten das nicht 
alles nur ins Negative ziehen.  

Michael Fuder (Asse 2 Begleitgruppe): Vielen 
Dank. Ich arbeite seit vielen Jahren im Asse-II-Ko-
ordinationskreis und auch im Asse 2 Begleitgre-
mium. Ich habe beruflich mit Prozessen zu tun, 
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moderierend, mediierend. Insofern bin ich es ge-
wohnt, auf solche Prozesse mit einer professionel-
len Distanz zu gucken, an der Stelle sozusagen in 
Doppelfunktion, nur damit Sie das einordnen 
können.  

Ich habe auf dieser Folie die – wie ich finde – his-
torische Chance des Begleitprozesses in einem 
Vergleich dargestellt. Wir alle wissen, welcher 
Aufwand in diesem Staate, in dieser Gesellschaft 
getrieben wird, um im Bereich der Wirtschaft zu 
wirtschaftlicher Prosperität und einem sozialen 
Frieden zu kommen. Staat, Arbeitgeber, Arbeit-
nehmer – was da alles passiert. Wir haben es aus 
unserer Sicht bei dem Thema Umgang mit Atom-
müll eigentlich mit einer ähnlichen Dimension zu 
tun. Die Zusammenarbeit zwischen Staat und kri-
tischer Zivilgesellschaft verdient insofern auch 
eine sehr, sehr große Beachtung. Denn nur so 
kann ökologischer Friede erreicht werden, den 
wir brauchen, genauso wie den sozialen Frieden 
und auch letztlich den bestmöglichen Umgang mit 
atomaren Altlasten. 

Herr Schillmann hat es angedeutet: Dieser Begleit-
prozess steht unter intensiver Beobachtung durch 
die Endlagersuchkommission, in deren Arbeits-
gruppe I ich auch mitwirke, wo wir diese Fragen 
intensiv bearbeiten. Durch die Strahlenschutz-
kommission und auch international wird dieser 
Prozess, der einmalig ist, beobachtet. Wir haben 
im Verhältnis zwischen Zivilgesellschaft und 
Staat verschiedene Phasen im Laufe der Jahr-
zehnte erlebt. Ich möchte kurz erwähnen, es gibt 
diese Phasen, die von der Einlagerungsphase mit 
leisem Protest - die Meisten in der Bevölkerung 
haben sich um das Thema wenig gekümmert – rei-
chen bis zur Planungsphase „Schließen nach Flu-
ten“ durch den alten Betreiber, wo es heftig zur 
Sache ging. Dann kam der Betreiberwechsel und 
Optionenvergleich mit einer sehr starken Koope-
ration zwischen den staatlichen Behörden. Man 
war froh, den alten Betreiber los zu sein. Aber wir 
sind natürlich jetzt in einer Phase, wo zum Teil 
auch sehr schwierige Entscheidungen zu treffen 
sind. Da ist es in gewisser Weise nur logisch, dass 
sich bestimmte Dinge wieder zuspitzen. Wir se-
hen in den letzten Monaten, dass wir in der sehr 
kritischen Zivilgesellschaft wieder eine Sicht-
weise haben, wo gesagt wird: Ist diese Beteiligung 
nicht doch nur pro forma? Steht uns der Staat 

nicht doch wieder als Obrigkeit gegenüber? Ich 
glaube, unsere gemeinsame Aufgabe ist es – Herr 
Schillmann hat es gesagt – da eine Lösung zu fin-
den. Man wird nicht immer alle einfangen kön-
nen, aber so viele wie möglich.  

Darauf möchte ich auch noch einmal eingehen: 
eine Skizze, wie sich das Aktionsfeld darstellt. 
Wir haben rechts den wohl-sortierten Staat, den 
wir alle als Rechtsstaat, glaube ich, nicht hoch ge-
nug schätzen können, mit einem Betreiber BfS, 
der durch das BMUB fachlich beaufsichtigt wird, 
das NMU als Genehmigungsbehörde in loser Ver-
bindung und das BfS wiederum mit der Asse 
GmbH als ausführende Institution; das BfS mit 
dem Gegenüber Asse II Begleitgruppe. Und dort 
betreten wir das notwendigerweise chaotische 
System – chaotisch nicht im negativen Sinne, son-
dern als beschreibende Tatsache einer Zivilgesell-
schaft. Wir alle, glaube ich, wissen es zu schätzen, 
dass sich eine Zivilgesellschaft eben nicht einfach 
bändigen lässt, sondern dass man damit umgehen 
muss, dass laute Stimmen von heute leise Stim-
men von morgen werden können und umgekehrt. 
Wir müssen das ertragen. Alle beteiligten Grup-
pen, Personen müssen sagen dürfen, was sie zu 
sagen haben, auch wenn es uns inhaltlich nicht 
gefällt. Das ist im Alltag eine schwierige Sache, 
aber damit müssen wir leben.  

Auf der Folie sehen Sie, dass die Kreistagsfraktio-
nen, die Asse-nahen Kommunen, die Umweltver-
bände und eben auch der Asse-II-Koordinations-
kreis Mitglieder in die Asse 2 Begleitgruppe ent-
senden. Im Asse-II-Koordinationskreis sind viele 
Einzelpersonen und Bürgerinitiativen vertreten, 
allerdings – Herr Schillmann hat es gesagt – nicht 
alle. Es gibt durchaus Gruppen, die sagen: „Nein, 
wir wollen uns in diesen Prozess nicht einbinden 
lassen.“ Trotzdem sind sie natürlich auf diesem 
Spielfeld aktiv, trotzdem machen sie eine eigene 
Öffentlichkeitsarbeit und sind gesellschaftlich 
wahrnehmbar.  

Je besser die Kooperation zwischen Bundesamt 
für Strahlenschutz und A2B gelingt, je größer ist 
der Stellenwert dieses Prozesses, desto mehr kann 
diese Bündelungsfunktion funktionieren. An-
spruch kann niemals sein, Konsens hinzubekom-
men zwischen BfS als Betreiber und den anderen 
staatlichen Verantwortlichen – das ist nicht nur 
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das BfS – aber soviel wie möglich, aber es ist nicht 
die Voraussetzung für alles.  

Es werden sich manchmal nicht Konsense errei-
chen lassen, damit müssen wir leben. Klar ist aus 
unserer Sicht auch, die Asse 2 Begleitgruppe kann 
nicht Akzeptanzbeschaffer für BfS-Entscheidun-
gen sein, wenn sie nicht davon überzeugt ist, dass 
das in Ordnung ist. Wir brauchen in diesem Pro-
zess eine wirklich ernsthafte, inhaltliche Dis-
kurskultur mit Ergebnisoffenheit auf allen Seiten. 
Wir brauchen Behörden und Ministerien, die sa-
gen, dieser Begleitprozess ist ein Teil unserer 
Kernarbeit und nicht eine lästige Zusatzarbeit. 
Auch das ist gegen die Tradition einer preußi-
schen Verwaltung und das ist, glaube ich, die 
neue Herausforderung in diesem ganzen Prozess.  

Was wir auch brauchen, ist auf Seiten A2B eine 
Akzeptanz für die Tatsache, dass letztlich das BfS 
Entscheidungen treffen muss. Ich glaube, diese 
Akzeptanz ist da, aber nicht unbedingt Akzeptanz 
für die Inhalte von solchen Entscheidungen. Das 
kann auch schon mal im Dissens passieren müs-
sen. Herr König hat das ausgeführt und das teile 
ich ausdrücklich. Voraussetzung für diese Akzep-
tanz allerdings – dass möglicherweise auch unge-
liebte Entscheidungen des BfS fallen – ist, dass im 
Vorfeld wirklich eine ernsthafte Auseinanderset-
zung mit Anregungen und Kritik stattgefunden 
hat. Und wenn es abweichende Entscheidungen 
gibt, dann müssen diese inhaltlich nachvollzieh-
bar sein.  

An dieser Stelle möchte ich zwei Beispiele nen-
nen, wo aus meiner Sicht – da werden wir mög-
licherweise auch intern nochmal zu diskutieren 
haben – dieser Punkt noch nicht erreicht ist. Beim 
Thema Verfüllung im Bergwerk versus Drainage 
und Lösungsmanagement ist aus meiner Sicht die-
ser Punkt noch nicht erreicht, dass ein ausrei-
chender Diskurs stattgefunden hat. Deswegen 
kann es aus meiner Sicht noch keine Akzeptanz 
für eine BfS-Entscheidung geben.  
Ähnlich ist es beim Zwischenlager. Es wird ir-
gendwann eine Entscheidung geben müssen. Aber 
es muss dazu Standortvergleiche geben. Herr Kö-
nig, Sie sagten es und in der Presse habe ich es ge-
lesen: Wenn es derzeit keine ausreichende oder 
keine Akzeptanz in der Region für ein Asse-nahes 
Zwischenlager gibt, dann würde ich das so nicht 

teilen. Ich denke eher, eine Abarbeitung von ver-
gleichenden Untersuchungen ist die Vorausset-
zung dafür, dass eine solche Akzeptanz überhaupt 
entstehen kann. Wir haben diesen Punkt aus mei-
ner Sicht einfach schlicht und ergreifend noch 
nicht erreicht. Wobei ich auch betonen möchte, es 
ist unter allen Beteiligten völlig unstrittig, dass 
die Konditionierungsanlage und das Pufferlager 
direkt an der Asse gebaut werden müssen. Und in-
sofern sagen wir, diese Standorte können sehr 
wohl auf ihre Eignung untersucht werden, auch 
jetzt schon. Ich bin auch überzeugt – ich glaube 
alle im A2B sind davon überzeugt – dass auf der 
Basis einer solchen, weitergehenden Untersu-
chung irgendwann auch eine Akzeptanz in der 
Region herstellbar sein wird. Wenn es sich wirk-
lich als nachvollziehbare Lösung darstellt.  

Fazit nochmal: Je besser die Kooperation zwi-
schen A2B und BfS und BMUB als Aufsichtsbe-
hörde, desto größer ist der Stellenwert des Begleit-
prozesses für die ganze Zivilgesellschaft. Anders-
herum: Je schlechter dieser Prozess gelingt, desto 
mehr haben alle staatlichen Behörden, insbeson-
dere das BfS, mit einer Kakofonie aus der Zivilge-
sellschaft zu tun. Es gilt, die Chancen zu nutzen. 

Wolfgang Neumann (Asse 2 Begleitgruppe): Auch 
von mir guten Tag, mein Name ist Wolfgang 
Neumann. Ich bin Dipl.-Physiker und als solcher 
in die Arbeitsgruppe Optionen – Rückholung 
(AGO) entsandt worden. Ich möchte ein paar 
Sätze aus Sicht der Arbeitsgruppe Optionen - 
Rückholung sagen.  

Ich will zunächst auf die aus unserer Sicht positi-
ven Auswirkungen durch die Einrichtung der 
AGO zu sprechen kommen. Es ist eine fachliche 
Stärkung des Vorhabens Asse-Stilllegung durch 
die Diskussion mit breiteren, wissenschaftlichen 
Meinungsspektrum, als das in der Vergangenheit 
bei Projekten dieser Art der Fall war. Daraus folgt 
aus meiner Sicht, dass erstens in vielen Fachfra-
gen Innovationen durch zusätzliche Ideen in den 
gesamten Prozess eingebracht werden. Dass zwei-
tens dieser Konsens von einer sehr viel breiteren 
Ebene getragen wird, als das bei vergangenen Pro-
jekten anderer Art der Fall war und ein Dissens 
dazu beiträgt, dass in jedem Fall die Vorgehens-
weise für die Rückholung und Stilllegung der 
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Asse optimiert werden kann. Der zweite wesentli-
che Punkt aus meiner Sicht ist, dass durch die 
AGO die Auseinandersetzung durch die fachliche 
Ebene, auf der die Auseinandersetzung hier zu-
sätzlich stattfinden kann, auch insgesamt sachli-
cher sein kann. Schließlich ist aus meiner Sicht – 
darauf sind meine beiden Vorredner schon einge-
gangen – diese Konstruktion der Begleitgruppe 
mit der Arbeitsgruppe Optionen – Rückholung, 
ehemals „Arbeitsgruppe Optionen Vergleich“, bei-
spielgebend für weitere Großprojekte, die in der 
Bundesrepublik Deutschland anstehen, wie bei-
spielsweise die Endlagerstandortsuche für wärm-
entwickelnde Abfälle. Ich glaube, dass ich mir ein 
recht gutes Urteil dazu bilden kann, weil ich seit 
mehr als 35 Jahren in Projekte dieser Art einge-
bunden bin und zwar deutschlandweit und teil-
weise auch international. Aus dieser Sicht kann 
ich nur unterstreichen, was auch schon gesagt 
wurde, dass dieser Prozess wirklich beispielge-
bend sein könnte, auch international, wenn er 
denn so fortgesetzt wird, wie er einmal begonnen 
hat.  

Welche Punkte sind es, bei denen die AGO aus 
unserer Sicht erfolgreich tätig war und Einfluss 
nehmen konnte? Ich habe vier Beispiele aufge-
führt, aus meiner Sicht die relevantesten für die 
letzte Phase, also d. h. für die letzten drei Jahre 
seitdem die AGO Arbeitsgruppe Optionen Rück-
holung heißt und nicht mehr Optionenvergleich. 
Davor hat die AGO natürlich schon wesentlichen, 
positiven Einfluss darauf gehabt, dass überhaupt 
auf einen Optionenvergleich, wie denn mit der 
Asse umgegangen werden soll, hingearbeitet 
wurde. Aus der AGO ist ein wesentlicher Vor-
schlag gekommen, der das Spektrum der Betrach-
tung ergänzt und erweitert hat, nämlich die dritte 
Option. Die Option, die Abfälle in der Asse selbst 
tiefer zu lagern, ist auch betrachtet worden. Und 
auch wie die AGO gemeinsam mit dem BfS bei 
den Kriterien für den Optionenvergleich vorange-
kommen ist, das war ein positives Beispiel.  

Wie gesagt, die vier Punkte, die hier auf der Folie 
stehen, sind die der aktuellen Phase der letzten 
drei Jahre. Da will ich einmal den Kriterienbericht 
Zwischenlager nennen, der die Grundlage für ei-
nen Vergleich von Standorten für das Zwischenla-
ger bilden soll. Dort hat es auch einen sehr inten-
siven Austausch gegeben. Viele Anregungen der 

AGO sind hier auch vom Bundesamt für Strahlen-
schutz in den endgültigen Kriterienbericht aufge-
nommen worden. Zweiter positiver Einfluss ist, 
dass die Drainage der Einlagerungskammern sehr 
intensiv diskutiert wird. Ich denke, ohne das En-
gagement der AGO wäre diese Diskussion bei 
Weitem nicht intensiv geführt worden. Ich komme 
nochmal darauf zurück, dass diese Diskussion 
aber auch noch nicht abgeschlossen ist. Es gibt 
viele Vorschläge der AGO zur Bergung der Ab-
fälle, verschiedene Konzeptionen, die da verfolgt 
werden können, die teilweise sehr früh in die 
Überlegungen eingeflossen sind und bei der Vor-
gehensweise des BfS eine Rolle gespielt haben. 

 Als Letztes will ich die Durchführung eines Fach-
gesprächs Tritium nennen. Tritium spielt eine we-
sentliche Rolle in Bezug auf das Inventar der Ab-
fälle in der Asse, wo nach wie vor beispielsweise 
in Bezug auf Tritium nicht klar ist, was denn jetzt 
wirklich an Inventar in der Asse enthalten ist.  

Es gibt viele Beispiele, wo die AGO dem Vorgehen 
des Bundesamtes für Strahlenschutz von Anfang 
an zugestimmt hat. Hier nur drei Beispiele: Bei 
Verfüllmaßnahmen, Herr Schillmann hat schon 
die Notfallvorsorge angesprochen und auch in 
weiten Grubenbereichen ist die AGO einer Mei-
nung mit dem Bundesamt für Strahlenschutz; 
auch bei einigen konkreten Verfüllmaßnahmen 
auf der 750-Meter-Sohle, d. h. da, wo die Abfälle 
gelagert werden. Auch da stimmt die AGO zu.  

Es gibt allerdings den Dissens bei der Auseinan-
dersetzung, was denn direkt vor den Einlage-
rungskammern gemacht oder eben nicht gemacht 
werden sollte. Die 3D-Seismik im Deck- und Ne-
bengebirge ist auch so ein Punkt, wo die AGO von 
Anfang an die Überlegungen des Bundesamtes un-
terstützt hat, um mehr zu erfahren, wie das Deck-
gebirge tatsächlich aussieht. Die bisherigen Unter-
suchungen haben gezeigt, dass die bisherigen An-
nahmen in der Form nicht unbedingt in allen 
Punkten zutreffen, so dass wir diese 3D-Seismik 
nach wie vor auch für einen wichtigen Punkt hal-
ten. Schließlich möchte ich als weiteres Beispiel 
die Maßnahmen zur Wendelstrecke nennen, die 
durchgeführt worden sind, auch diese hat die 
AGO von Anfang positiv begleitet.  

Die aktuell wichtigsten Beratungsthemen sind die 
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ersten beiden, die ich auf der Folie aufgeführt 
habe. Das sind auch die, die im Moment im Dis-
sens sind. Das ist zum einen bezüglich des Zwi-
schenlagerstandortes und dort die Diskussion der 
Parameterstudie. Das ist zum zweiten die Drai-
nage der Einlagerungskammern, wo wir aus unse-
rer Sicht auch noch im Diskussionsprozess sind. 
Wir erwarten für Ende Januar 2015 vom BfS die 
entsprechende Antwort auf die AGO-Stellung-
nahme. Wir werden dann sehen, wie weit wir in 
dieser Diskussion tatsächlich gekommen sind. Ein 
weiterer Punkt der die AGO natürlich beschäftigt, 
ist die Reflexion des Begleitprozesses, weil die 
AGO als nicht ganz unwichtiger Teil dieses Pro-
zesses dasteht.  

Ständige Beratungsthemen, die bei fast jeder 
AGO-Sitzung diskutiert werden: Das ist einmal 
die Entwicklung der Lösungszutritte in das Berg-
werk. Das ist der Fortschritt bei Schacht 5, d. h. 
wie sind die Ergebnisse der Erkundung der Probe-
bohrung? Wie ist das weitere Vorgehen der hori-
zontalen Bohrungen unten im Bergwerk? Die Fak-
tenerhebung spielt natürlich auch eine wesentli-
che Rolle, auch das nur „in Klammern“ gesagt – 
ein Dissenspunkt in der Vergangenheit zwischen 
BfS und AGO, welche Maßnahmen denn im Rah-
men der Faktenerhebung durchgeführt werden 
sollten? Hier gibt es im Moment einen Evaluie-
rungsprozess des Bundesamtes für Strahlenschutz 
zur Faktenerhebung, von dem wir erhoffen, dass 
die Änderungen, die im Rahmen dieses Prozesses 
dann diskutiert werden, möglicherweise in die 
Richtung gehen, die auch die AGO vertreten kann. 
Umsetzung Notfallvorsorgemaßnahmen ist natür-
lich immer ein Diskussionsthema. Das Gesamt-
konzept und der Rahmenterminplan für die Rück-
holung, das ist auch etwas, was der AGO seit lan-
ger Zeit am Herzen liegt. Hier fordern wir immer 
wieder das Bundesamt dringend auf, ein entspre-
chendes Konzept und einen entsprechenden Rah-
menterminplan vorzulegen. Weil man aus unserer 
Sicht, nur wenn ein solches Konzept zur Rückho-
lung vorliegt, das mit den Notfallvorsorgemaßnah-
men, die jetzt noch übrig bleiben, sinnvoll verzah-
nen kann und weil man das dann eben auch mit 
dem tatsächlichen Vorgehen bei der Rückholung 
in einem Gesamtprozess sehen muss. Deshalb hal-
ten wir das nach wie vor für wichtig.  

Für die weitere Diskussion im Rahmen der AGO, 

wenn sie denn diskursiv, aber konstruktiv sein 
soll und vor allen Dingen zügig, halten wir aller-
dings bestimmte Punkte für erforderlich: Das ist 
zum einen die Anwesenheit von kompetenten 
Vertretern vom Bundesamt für Strahlenschutz, 
Bundesumweltministerium und Niedersächsi-
schem Umweltministerium bei den Sitzungen der 
AGO; und zwar durchgängig. Das hat sich aus un-
serer Sicht in der Vergangenheit auch auf den 
Zeitfaktor positiv ausgewirkt, dass alle drei Insti-
tutionen während der gesamten Sitzung der AGO 
vertreten waren. Somit konnten unmittelbar alle 
Unklarheiten, die ja in schriftlichen Vorlagen im-
mer enthalten sind, sofort beseitigt werden und 
mussten nicht erst über schriftliche Fragen und 
schriftliche Antworten mit Zeitverzögerung beant-
wortet werden. Wichtig ist natürlich auch, dass 
die Unterlagen für eine AGO-Beratung rechtzeitig 
zur Verfügung stehen. Wir halten es auch Begleit-
gruppen-intern für verbesserungswürdig, dass die 
AGO-Stellungnahmen auf den A2B-Sitzungen in-
tensiver diskutiert werden. Wir halten es ebenfalls 
für wichtig, dass wenn das Bundesamt für Strah-
lenschutz nach einer Diskussion zu anderen Er-
gebnissen kommt als die AGO, dass dann das 
Bundesamt für Strahlenschutz diese anderen Er-
gebnisse auch begründet und nachvollziehbar dar-
legt, weshalb die Vorschläge der AGO nicht ange-
nommen werden. 

Das ist so kurz wie möglich, was ich aus Sicht der 
AGO sagen wollte. Ich möchte mit einem Zitat 
von Moliére zur Sicht der AGO abschließen. Ich 
möchte es nicht vorlesen, Sie können es auf der 
Folie lesen. Ich möchte mich im Namen der Be-
gleitgruppe für Ihre Aufmerksamkeit bedanken. 

Vorsitzende: Herzlichen Dank. Wir sind etwas aus 
dem Zeitplan. Aber ich denke, es war notwendig 
und sinnvoll, das anzuhören. Es wird für die Fra-
gen nachher ein bisschen eng werden. Wir werden 
sehen. Ich will aber darauf hinweisen, dass wir 
beim letzten Mal auch schon einen engen Termin-
plan hatten, da haben wir viele Fragen schriftlich 
beantwortet bekommen. Das ist die Ausschuss-
drucksache mit der Nummer 18(16)169, diese ist 
öffentlich zugänglich. Das ist für Sie von der Be-
gleitgruppe vielleicht wichtig, dass Sie diese Aus-
schussdrucksache nochmal mit dazu nehmen und 
natürlich für uns Abgeordnete auch. Danke noch-
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mal ans Ministerium für die Arbeit, die da geleis-
tet worden ist.  

Jetzt kommen wir, wie wir gehört haben, zu dem 
„geordneten Staat“ und insofern würde ich jetzt 
sagen, dass Sie sich untereinander kurz koordinie-
ren, wie Sie vorgehen wollen. Wollen Sie, Frau 
Staatssekretärin, noch etwas sagen? Danach auf je-
den Fall Präsident König. Und dann sehen wir, an 
welcher Stelle wir Ihre Videos am besten einset-
zen.  

PStS Rita Schwarzelühr-Sutter (BMUB): Sehr ge-
ehrte Frau Höhn, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
die Asse-Begleitgruppe, sehr geehrter Herr König! 
Mir ist wichtig, nochmal zu betonen – wie Sie 
auch eingangs beschrieben haben – wie wichtig 
diese Begleitkultur und diese Mitarbeit sind. Was 
für eine Entwicklung das in dem Zeitraum, Herr 
Fuder hat das hervorragend dargestellt, genom-
men hat. Wir haben jetzt eine Beteiligungskultur, 
die konstruktiv und befruchtend ist. Dass es ein 
einmaliger Prozess auch für weitere Projekte ist 
und wir dabei viel lernen können als Staat, wie 
auch als Zivilgesellschaft – möchte ich einfach 
nochmal in den Mittelpunkt stellen. Es ist uns 
wichtig, dass diese Beteiligungskultur da ist und 
dass wir sie auch weiterentwickeln.  

Sie haben es auch noch einmal auf den Punkt ge-
bracht: Jetzt wird es natürlich schwieriger. Dis-
sense sind absehbar, sie wurden auch schon be-
schrieben. Was machen wir dann? Wie gehen wir 
in dem Prozess damit um? Wir haben es auch 
schon im letzten Fachgespräch am 17. Dezember 
2014 gesagt: Was brauchen wir in so einer Situa-
tion, dass wir nicht irgendwo stehen bleiben? Wie 
können wir die Stolpersteine aus dem Weg räu-
men und konstruktiv damit umgehen? 

Zu den Befürchtungen, die im Raum waren, das 
BMUB oder auch das BfS würden die Rückholung 
verzögern oder gar verhindern: Das stimmt über-
haupt nicht. Das möchte ich entschieden zurück-
weisen. Es ist unsere Aufgabe und unsere Verant-
wortung, den gesetzlichen Auftrag zu erfüllen und 
d. h. Rückholung und Stilllegung.  

Es ist für uns wichtig und deswegen haben wir 

uns auch damit auseinandergesetzt. Wir haben ge-
sehen, jetzt wird es schwieriger, jetzt muss man 
gucken, wie kriegt man das hin, dass es ein ge-
meinsames Miteinander gibt. Im Laufe dieses lan-
gen Prozesses wird es auch immer wieder einen 
Austausch darüber geben, wie man das sichert 
und wie man das über die ganze Strecke voran-
bringt. Was wir jetzt am Anfang machen, ist ein 
Punkt. Aber wir müssen den Prozess während der 
Rückholung begleiten bzw. bis er dann beginnt 
und auch das muss in diesem Prozess geklärt wer-
den, wie man damit umgeht.  

Ich möchte jetzt nicht länger reden, weil das BfS 
auch die Gelegenheit haben soll, nochmal darauf 
einzugehen. Ich möchte mich nochmal bei Ihnen 
bedanken, was Sie dargestellt haben, das war äu-
ßerst hilfreich. Ich möchte mich aber auch gleich-
zeitig beim BfS und auch bei Ihnen, Herr König, 
bedanken, weil wir uns wirklich intensiv damit 
auseinandersetzen, wie wir es möglichst voran-
bringen, wie wir es vorantreiben, wie wir uns Ge-
danken machen, wo es hapert, wo es klemmt und 
wie man entgegenwirken kann und deshalb auch 
Evaluation, Mediation. Nochmals klar und deut-
lich, wir haben uns intensiv damit beschäftigt und 
wollen es vorantreiben und in dem Sinne gebe ich 
dann an den Betreiber weiter. Herzlichen Dank. 

Wolfram König (Präsident des BfS): Vielen Dank. 
Frau Vorsitzende, Frau Staatssekretärin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, auch ich möchte erst 
einmal danken für die sehr faire Darstellung des 
Ist-Zustandes, der sich ja durchaus anders dar-
stellt, als der Anschein in der Öffentlichkeit in der 
letzten Zeit geweckt worden ist. Ich glaube, das 
was nämlich gerade miteinander erreicht worden 
ist, ist das große Pfund. Jetzt kommen wir nicht 
unerwartet in eine schwierige Situation, wo wir – 
und das eint uns alle – der Auffassung sind, dass 
es nicht so schnell geht, wie wir es uns gerne 
wünschen würden.  

Wir haben bei dem Optionenvergleich Zeitper-
spektiven durch den Gutachter mit auf den Weg 
bekommen, die nicht realistisch waren und wir 
müssen mit diesen Realitäten umgehen. Dass wir 
uns ständig in einem Widerspruch befinden zwi-
schen Erwartungshaltung, die auch teilweise 
durch uns selber, durch Kommunikationen entste-
hen, und dem, was die Grube real hergibt. Und 
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das ist sozusagen die dritte Gemeinsamkeit: Wir 
alle, die wir hier sitzen, haben den Zustand, den 
wir vorgefunden haben, nicht zu verantworten. 
Aber wir stehen in der Verantwortung, in den un-
terschiedlichen Rollen, die wir haben, das Best-
mögliche daraus zu machen. Und ich glaube, Herr 
Fuder, Sie werden uns recht geben, dass das BfS 
sich nun gerade nicht dadurch ausgezeichnet hat, 
dass es an eine Tradition anknüpft, von oben her 
etwas zu bestimmen. Aber ich bin als Betreiber 
und auch als Person am Ende des Tages juristisch 
für die atomrechtlichen und bergrechtlichen An-
forderungen verantwortlich. Und das ist das große 
Problem, in dem wir uns befinden. Dass manche 
Diskussionsprozesse, die Diskurskultur, die ei-
gentlich Zeit braucht, haben wir bei gewissen Ent-
scheidungen nicht. Dafür Verständnis zu wecken, 
ist die große Herausforderung, zumal wir es mit 
ausgesprochen komplexen Sachverhalten zu tun 
haben, die vom Anschein her, wenn man sie in 
Angriff nehmen muss, wie z. B. die Stabilisie-
rungsmaßnahmen, sich in der öffentlichen Wahr-
nehmung widersprechen, dass eigentlich offenbar 
gar keine Rückholung gewollt ist. 

Das ist der zentrale Satz, den ich mit auf den Weg 
geben möchte: Die Stabilisierung, das Verstehen 
des Bergwerkes ist die zwingende Voraussetzung, 
um die Rückholung überhaupt voranbringen zu 
können und die notwendige Sicherheit zu bekom-
men für die Beschäftigten, für die Bevölkerung 
und für all diejenigen, die letztendlich diese Pla-
nung auf einer möglichst soliden Grundlage voll-
ziehen müssen. Das ist die große Herausforderung 
und das, was ich das letzte Mal dargestellt habe, 
ist das Auseinanderfallen von Risikowahrneh-
mung und den wirklichen Risiken. Es hat sich 
völlig verselbstständigt. Auch hier glaube ich, ist 
es die große Aufgabe, dass wir die Risiken ge-
meinsam ernst nehmen, die daraus erwachsen 
können. Dass sie aber auch eingeordnet werden in 
die naturwissenschaftlich, technischen Risiken, 
die sich überhaupt verwirklichen könnten und da 
bis zu Worst-Case-Szenarien. Das ist meine Bitte 
vorweggeschickt. Ich glaube, das was Anerken-
nung wirklich verdient ist, dass Ihre Arbeit ehren-
amtlich gemacht wird und das ist gleichzeitig 
auch die große Herausforderung. Wie können wir 
als Betreiber das bekommen, was wir brauchen, 
nämlich eine Kontinuität? Sie hatten es angespro-
chen, auch in der Wahrnehmung der Probleme, in 

der Umsetzung. Wie vermeiden wir, dass sich Ein-
zelmeinungen, die nicht von der Gruppe getragen 
werden, sich in der Öffentlichkeit als die vorherr-
schende durchsetzen, weil vielleicht andere Inte-
ressenlagen existieren oder andere Perspektiven 
damit verbunden werden. Diese Bündelung, diese 
heterogene Struktur, die Sie dankenswerterweise 
nochmal aufgezeigt haben – es ist unsere Aufgabe, 
mit dieser Meinungsvielfalt umzugehen. Das stellt 
das Zentrum dar, mit dem wir tagtäglich zu tun 
haben. Es war immer unsere Botschaft, dass es 
nicht nur eine fachlich komplexe Herausforde-
rung ist und diese unter technischen Gesichts-
punkten allein abgearbeitet werden kann, sondern 
dass zu der fachlichen aus unserer Überzeugung 
immer auch die Kommunikation, die Auseinan-
dersetzung über den bestmöglichen Weg zwin-
gend dazugehört. Und dazu tragen Sie erheblich 
bei. Das was die AGO macht, was Sie als Begleit-
gruppe an Fragen hineinbringen, hat die Qualität 
der Arbeit zweifelsohne verbessert. Wir befinden 
uns praktisch in einem Prozess, wo wir am offe-
nen Herzen – so würde ich es im übertragenen 
Sinne sagen – operieren müssen und wo wir stän-
dig auf neue Herausforderungen stoßen, die wir 
vorher nicht in dieser Weise gekannt haben, ken-
nen konnten und vielleicht selbst, wenn wir sie 
hätten kennen können, vielleicht aus ganz ande-
ren als unterstellten Absichten nicht gesehen wor-
den sind. Da möchte ich noch einmal darum bit-
ten und darauf hinwirken: Wir brauchen nicht nur 
in technischer Hinsicht eine bessere Fehlerkultur 
und Fehlertoleranz. Wir brauchen sie auch in der 
Kommunikation und dem Unterstellen, was die 
bösen Absichten des anderen sind und das übri-
gens auch wechselseitig. Ich möchte das nicht nur 
in eine Richtung kommunizieren. Ich glaube, hier 
geht es darum, dass wir in der Kultur des Mitei-
nanders die Fehlerfreundlichkeit erhöhen und da-
mit auch motivieren, dass Menschen, die vor Ent-
scheidungen stehen, ihre Entscheidungsspiel-
räume in Richtung des gemeinsamen Ziels ausü-
ben und nicht in der Absicherung. Es besteht 
sonst einfach die Gefahr, dass wir in eine Blocka-
desituation kommen.  

Lange Rede – ich verweise auf das Letztgesagte. 
Ich möchte mich auf einen Punkt erst einmal kon-
zentrieren und ich denke, wir sollten das „ab-
schichten“ auf die Frage der Zwischenlagersuche, 
warum wir sie ausgesetzt haben und dazu eine 
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kurze Animation, damit Sie den Dissens etwas 
besser verstehen können. 

BfS Animation Zwischenlager  
 

Das, um das Verständnis vielleicht noch einmal 
zu verbessern und zu zeigen, vor welchem Di-
lemma wir stehen. Wir haben aus Strahlenschutz-
gesichtspunkten, aber auch aus Handhabungs-
gründen einfach die Position einnehmen müssen 
und wir nehmen sie ein, dass eine standortnahe 
Behandlung, Konditionierung und Zwischenlage-
rung nur Vorteile bringen. Wir haben auf der an-
deren Seite gemeinsam mit der AGO und der Be-
gleitgruppe einen Kriterienkatalog erarbeitet, der 
Grundlage für die Standortsuche ist. Wir stehen 
jetzt vor der Situation, dass wir vorgeschlagen ha-
ben, die Suche in Spiralform um die Anlage 
herum zu beginnen und wenn wir dort keinen 
Standort finden, der geeignet ist, uns immer wei-
ter zu entfernen.  

Der Vorschlag der AGO ist, jetzt in die Gesamtsu-
che einzusteigen, Vergleichsstandorte auch woan-
ders zu suchen. Nur wir sehen dies eher als ein 
politisches, denn als ein fachliches Problem. 
Wenn wir andere Standorte benennen würden, 
dann wäre natürlich sofort die Frage der Bevölke-
rung an den anderen Standorten: „Warum geht Ihr 
nicht direkt an die Asse-nahen Standorte heran, 
die möglicherweise vorhanden sind? Warum sol-
len wir das ertragen, was Ihr sozusagen loswerden 
wollt?“ Und das ist der Punkt, der nicht im Pro-
zess geklärt ist. Deshalb haben wir gesagt, wir set-
zen das aus, damit wir uns darüber verständigen 
können, wie wir verfahren und beginnen dann mit 
möglichst einem gemeinsamen Verständnis, das 
von Anfang bis Ende beschrieben ist. Deswegen 
ist das Aussetzen erfolgt und es ist deswegen auch 
vertretbar, weil die Suche und die Realisierung 
des Zwischenlagers für den Rückholungsprozess 
derzeit nicht zeitführend sind. Zeitführend sind 
die anderen Fragestellungen: Schacht 5, die Rück-
holungsplanung und die Organisation.  

Vorsitzende: Jetzt haben die Abgeordneten das 
Wort und danach wieder die Sachverständigen. 
Ich glaube, entscheidend ist – und deshalb ist es 
auch gut, dass wir die Fortsetzung dieses Fachge-
sprächs haben – dass wir als Abgeordnete, die 

nicht Spezialisten auf diesem Gebiet sind, ein Ge-
fühl für die Dimension der Lösung des Problems 
bekommen. Viele in der Bevölkerung sagen, wa-
rum geht es nicht schneller? Das wird einem erst 
einmal deutlich, wenn man sich mit den Experten 
unterhält und die Komplexität des Themas sieht, 
was alles bedacht werden muss.  

Wir kommen zur ersten Fragerunde der Abgeord-
neten, danach sind alle wieder dran, auch Sie 
können Fragen stellen. Ich würde dann Herrn Ka-
nitz das Wort geben. 

Abg. Steffen Kanitz (CDU/CSU): Vielen Dank! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, herzlich 
willkommen, Herr Schillmann, Herr Fuder, Herr 
Neumann, liebe Zuschauerinnen und Zuschauer 
auf der Tribüne. Das ist schon ein Novum, das wir 
heute haben. Wir alle haben angestrebt, dass Sie 
als Begleitgruppe die Möglichkeit bekommen, uns 
live zu berichten, was eigentlich das Problem ist. 
Ich glaube, das ist auch wichtig, dass wir heute 
darüber sprechen. Uns allen ist politisch völlig 
klar, dass der Prozess der Rückholung und Stillle-
gung der Asse II nur mit Ihnen gelingen kann. Das 
wird anders nicht funktionieren. Das erleben wir 
auch als Mitglieder der Endlagersuchkommission 
am Ende des Tages. Die Frage der transparenten 
Entscheidungsfindung – die Frage der Beteiligung 
von Öffentlichkeit und Betroffenen – ist wahr-
scheinlich die entscheidende Frage, weniger die 
Frage der technischen Realisierbarkeit. Dass wir 
in Deutschland hohe technische Standards haben 
und Vorschriften, danach vorgehen müssen, 
glaube ich, ist völlig klar. Aber dafür müssen wir 
das auch mit den Experten und Beteiligten disku-
tieren, insofern herzlich willkommen. Vielen 
Dank an das BfS und das Ministerium, dass sie 
unsere Fragen beantwortet haben. Wobei ich auch 
anmerken möchte, diese sind gestern Nachmittag 
gekommen, das war ein bisschen spät, um sich da 
jetzt noch vernünftig vorzubereiten. Ich würde 
mir wünschen, dass das in Zukunft schneller geht. 
Wir hatten die Feiertage dazwischen, insofern 
habe ich auch ein gewisses Verständnis. Das bietet 
mir aber die Möglichkeit, jetzt noch einmal ein 
paar Dinge nachzufragen.  

Ich würde einmal mit dem Schachtbau beginnen 
wollen, bevor wir in den Konflikt in der zweiten 

http://www.bundestag.de/blob/366404/732190e3ab1623ec9d73f6e4e7bfc1ad/zwischenlager_animation_bfs-data.wmv
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oder dritten Runde einsteigen. Herr König, Sie ha-
ben beim letzten Mal erwähnt, dass der Schacht 
natürlich Voraussetzung für die Rückholung der 
Abfälle ist. Es gibt einen Kriterienkatalog. Mich 
würde interessieren, wie der Kriterienkatalog zum 
einen aussieht, wer diesen festgelegt hat? Zum 
zweiten, wie viel potenzielle Standorte hat es ei-
gentlich gegeben, nachdem man diesen Kriterien-
katalog angewendet hat?  

Mich würde weiterhin interessieren, wenn sich 
nun herausstellen würde, dass die notwendigen 
Infrastrukturräume an der jetzt vorgesehenen 
Stelle nicht errichtet werden können, welche Kon-
sequenzen hätte das für den Gesamtplan der 
Rückholung?  

Vielleicht noch einen letzten Punkt: Aus meiner 
Sicht erschließt sich mir nicht ganz klar, warum 
die Horizontalbohrungen jetzt erst durchgeführt 
werden und wir obertägig mit den Probebohrun-
gen am Anfang begonnen haben. Wäre es nicht 
sinnvoller gewesen, andersherum vorzugehen? 
Also wenn ich nachträglich durch die Horizontal-
bohrungen sozusagen ausschließen kann, dass Inf-
rastrukturbereiche dort nicht angelegt werden 
können, dann wäre ja eine Erkundung von oben 
sozusagen obsolet. Das vielleicht erst einmal als 
ersten Punkt.  

Vorsitzende: Wir gehen einmal die Runde herum. 
Frau Lotze hat das Wort. 

Abg. Hiltrud Lotze (SPD): Vielen Dank für Ihre 
doch sehr eindrücklichen Schilderungen der Situ-
ation. Im Grunde genommen haben Sie vier schon 
in Ihren einleitenden Aussagen das Problem ge-
nau beschrieben. 

Für mich stellt sich das so dar, dass wir hier auf-
grund Ihrer unterschiedlichen Rollen im Prozess 
feststellen, dass es auf der Seite der Bevölkerung 
und auch der der Begleitgruppe Skepsis oder 
Misstrauen gibt. Wir sind jetzt einfach an einer 
Stelle – deswegen sind wir heute hier auch zu-
sammen – konkrete Schritte vereinbaren zu müs-
sen, wie das aufgelöst wird. Da Sie alle Profis 
sind, denke ich, kann das und muss das gelingen. 
Dazu sind Sie alle zu lange in dem Thema drin. 

Wie in der Endlagersuchkommission ist das Stich-
wort auch hier, glaube ich, Vertrauen, das viel-
leicht neu aufgebaut werden muss. Das ist für den 
Prozess unverzichtbar.  

Ich habe zu Anfang drei konkrete Fragen: In den 
Antworten heißt es, dass dieser Begleitprozess 
jetzt evaluiert werden soll. Das wissen wir, dass es 
ca. Anfang März ein erstes Treffen geben wird. 
Mich würde interessieren: Gibt es schon so etwas 
wie einen Plan: einen Zeitplan, einen Struktur-
plan, wie das ablaufen soll? Es wird sicherlich 
nicht bei einem einmaligen Treffen bleiben.  

Zweite Frage zu der Parameterstudie: Herr König, 
Sie hatten eben erläutert, warum Sie jetzt so vor-
gehen, wie Sie vorgehen. Da gibt es ja die Kritik, 
dass in dieser Parameterstudie nicht genau das 
untersucht würde, was vereinbart wurde? 

Und darf ich noch eine dritte Frage stellen? Okay! 
Die dritte Frage: Sie haben eben gesagt, Sie begin-
nen jetzt mit einer spiralförmigen Suche. Wie be-
werten Sie denn das Kriterium Abstand des Zwi-
schenlagers zur Wohnbebauung? Wie weit wird 
das dort berücksichtigt, wenn Sie nach diesem 
System vorgehen? Vielen Dank. 

Vorsitzende: Zur Erläuterung: Wir haben die Re-
gel zwei Minuten für die Abgeordneten und auch 
nur zwei Fragen. Ich bin heute in jeder Hinsicht 
ein bisschen großzügig gewesen. Heute haben wir 
auch eine besondere Sitzung. Herr Zdebel, Sie 
sind als nächster dran. 

Abg. Hubertus Zdebel (DIE LINKE.): Dankeschön, 
Frau Vorsitzende. Wir haben im Dezember über 
das Thema Asse hier das erste Mal ausführlicher 
gesprochen. Herr König hat da sehr ausführlich 
Stellung nehmen können. Ich bin sehr froh dar-
über, dass es heute gelungen ist, dass Sie hier sind 
– Herr Schillmann, Herr Neumann und Herr Fu-
der. Dass wir zumindest auf Augenhöhe über 
diese ganzen Fragen diskutieren können. Ich 
würde vor allen Dingen Fragen an Sie stellen wol-
len. Ich glaube nämlich, dass es auch noch einmal 
nötig ist, über den Kreis der direkt Beteiligten hin-
aus ein Verständnis dafür zu bekommen, welche 
Schwierigkeiten sich in diesem ganzen Prozess 



  

 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und  
Reaktorsicherheit 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 33. Sitzung 
vom 14. Januar 2015 

Seite 14 von 26 

 
 

widerspiegeln. Ich glaube, die Asse ist ein Muster-
beispiel dafür, wie in der Vergangenheit unverant-
wortliches staatliches Handeln in einem unverant-
wortlichen Zusammenspiel von Politik, Behörden 
und Wissenschaft zu Nutzen von Atomkonzernen 
gelaufen ist. Und ich glaube, es ist auch ein 
schlechtes Lehrstück, was wir da vor Augen ge-
führt bekommen haben. Heute ist auch wieder 
sehr, sehr viel von Misstrauen die Rede gewesen. 
Ich versuche ein stärkeres Verständnis dafür zu 
bekommen, auch in dem Vortrag von Ihnen Herr 
Fuder angesprochen, den ich schon aus der Ar-
beitsgruppe der Endlagersuchkommission kannte.  

Ich stelle trotzdem noch einmal die Frage: Sie 
schreiben bzw. haben gesagt, dass es eine Phase 
gab, nachdem das Helmholtz-Zentrum raus war, 
in der quasi der Staat eher auch als Verbündeter 
gesehen wurde. Auf der anderen Seite hat sich of-
fensichtlich das Verhältnis zum BfS, was ja nun 
den staatlichen Auftrag hat, diese ganze Sache zu 
managen – das ist sicherlich nicht die einfachste 
Aufgabe – offensichtlich verschlechtert. Sie spra-
chen von Misstrauen, Sie sprachen von elitären o-
der zumindest elitär herüberkommenden Fachleu-
ten, dass teilweise die Bevölkerung nicht wirklich 
eingeschaltet ist, sondern sich eher teilweise aus-
geschaltet fühlt.  

Aus Ihrer Sicht die Frage: Was hat sich seit der 
Verabschiedung der Lex Asse geändert? Ist etwas 
anders geworden bzw. aus welchen Gründen hat 
die Begleitgruppe den Eindruck, dass die Bergung 
der Atomabfälle möglicherweise von den staatli-
chen Stellen verzögert wird, möglicherweise sogar 
hintertrieben wird? Hat sich da etwas in den letz-
ten Jahren geändert? Das wäre im Kern meine 
erste Frage und ich will es jetzt im Rahmen der 
Zeit damit erst einmal bewenden lassen.  

Vorsitzende: Frau Kotting-Uhl! 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! Das Ent-
scheidende haben wir jetzt, glaube ich, bei allen 
Äußerungen der Akteure rund um die Asse ge-
hört. Dieser Prozess, der Beteiligungsprozess, die 
Art der Kommunikation, des miteinander-Umge-
hens – ich würde uns als Ausschuss jetzt nicht 
überschätzen, wie weit wir tatsächlich Hilfestel-
lung geben können. Ich glaube, das ist eine Sache, 

die sich zwischen diesen Akteuren weiterentwi-
ckeln muss und auch wieder besser werden muss. 
Wobei es sich bei dem, was Sie darlegten, Herr 
Fuder, eigentlich auch klar gezeigt hat, dass es 
eine gewisse logische Abfolge ist.  

Dass es natürlich in der Phase des Optionenver-
gleichs, des Betreiberwechsels, eine größere Ge-
meinsamkeit gab als jetzt, wo es um die Frage 
geht, wie gehen wir denn jetzt damit um und wie 
sollen die Lösungen am Ende aussehen, die ja 
nicht ohne Last sind.  

Ich will bei einer der großen Lasten anfangen: das 
Zwischenlager. Das ist eine neue Dimension, so 
eine Forderung, dass es für Zwischenlager Stand-
ortvergleiche geben muss. Diese standortnahe 
Zwischenlagerlösung, die 2000 zur Vermeidung 
von Transporten im großen Atomkonsens veran-
kert wurde, weil man Transporte eben als ganz be-
sonderes Risikopotenzial angesehen und definiert 
hat: Diese Lösung ist ja erst mal eine, die von Ver-
antwortung getragen ist und die für mich, als je-
mand, der viel mit Atompolitik und ihren Risiken 
befasst ist, eine von relativ großer Logik ist. Des-
halb glaube ich, braucht es gute Begründungen, 
wenn man sagt, das darf aber in unserem Fall 
nicht so sein oder in einem Fall muss das anders 
sein. Diese guten Begründungen habe ich heute, 
muss ich sagen, nicht gehört.  

Das ist meine erste Frage, das bitte noch nachzu-
liefern. Weil allein die Tatsache, dass die Umge-
bung der Asse schon einmal belastet ist, muss ich 
ehrlich sagen, reicht mir nicht. Das ist genau die 
Begründung, warum AKW-Standortkommunen 
auch immer sagen, die standortnahe Zwischenla-
gerung geht überhaupt nicht. Wir sind ja schon 
durch das AKW belastet.  

Ich habe noch zwei kleine Fragen, die sich aus 
den Antworten ergeben, die wir bekommen ha-
ben. Das sind wirklich kurze Fragen, aber da brau-
che ich einfach noch etwas zur Klärung. Die eine 
ist, dass bis zur Rückholung der Asse-Abfälle, die 
nach heutiger Einschätzung 2033 erfolgt, das Zwi-
schenlager, die Konditionierungsanlage erstellt 
sein muss – ergibt sich daraus logisch, wann da-
mit begonnen werden muss? Das zu wissen, wäre 
für den ganzen Prozess hilfreich. 
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Zum zweiten: Dieser Zusammenhang, der in Ant-
wort auf die Frage 18 benannt wird, der Zwi-
schenlagerstandortsuche und dem nationalen Ent-
sorgungsprogramm, der ist mir nicht klar.  

Und wenn ich darf, noch eine Frage an Herrn Kö-
nig: Mich hat schon verwundert, dass vor einiger 
Zeit eine SSK-Stellungnahme die Runde machte 
oder die Absicht zu einer Stellungnahme, in der 
eigentlich genau die Fragen wieder aufgeworfen 
wurden, wie es denn mit der Sicherheit der Be-
schäftigten usw. aussieht und dass das doch ei-
gentlich ein Grund wäre, jetzt doch noch nach ei-
ner anderen Lösung unter den Optionen zu su-
chen. Genau diese Fragen hatten wir eigentlich im 
Lex-Asse-Prozess abgehandelt und hatten uns ent-
schieden, unsere Gewichtung so zu sehen, dass 
wir eben auch diese Sicherheitsdefizite für die 
Zukunft mit einbeziehen und sind zu der Ent-
scheidung gekommen, zu sagen: „Ja, die Rückho-
lung ist die beste Option!“ Da wüsste ich von 
Herrn König gerne, wie das im BfS bewertet wird. 

Vorsitzende: Dann kommen wir jetzt zur Antwort-
runde. Da würde ich erst einmal den Vertretern 
der Asse-Begleitgruppe das Wort geben. Herr 
Schillmann, Sie hatten sich ja unabhängig davon 
selbst auch noch einmal zu Wort gemeldet. Also, 
Sie wollen uns auch nochmal einiges anderes of-
fensichtlich hier mitgeben. Dann fangen wir viel-
leicht mit Herrn Schillmann an. Dann Herr Fuder 
und Herr Neumann, wenn Sie noch etwas ergän-
zen wollen. 

Claus-Jürgen Schillmann (Landkreis Wolfenbüt-
tel): Frau Kotting-Uhl hat mir jetzt die Steilvorlage 
gegeben. Ich würde das mit dem Thema Zwi-
schenlager gerne aufgreifen. Ich glaube, hier liegt 
ein Missverständnis bezüglich der Haltung zu ei-
nem Zwischenlager in der Region vor. Generell ist 
erst einmal niemand begeistert, wenn ein Zwi-
schenlager in die Nähe kommt. Da brauchen wir 
auch nicht lange darüber reden. Das ist selbstre-
dend. Was für unseren Prozess wichtig ist, wir ha-
ben die gemeinsame Geschäftsordnung. Da sind 
zwei Punkte wichtig, einmal Transparenz und 
zum zweiten Vorbereitung von sachgerechten Ent-
scheidungen. D. h. es muss eine nachvollziehbare, 
sachgerechte Entscheidung kommen. Die muss 
man nicht gut finden. Auch beim Zwischenlager 
werden sie nicht alle gut finden, aber sie muss 

nachvollziehbar sein. Das ist das Ziel, das wir in 
diesem Prozess haben.  

Ich hatte es anfangs schon erwähnt, wir haben 
eine ganz tolle Vorarbeit durch AGO, BfS und an-
dere Beteiligte. Wir haben einen ganz klaren Krite-
rienkatalog für die Standortsuche Zwischenlager 
gefunden. Das was Herr König vorgestellt hat, 
kann ich nur unterstreichen, das ist in sich lo-
gisch. Diese Überlegungen, die Sie haben, die 
müssen nach unseren gemeinsamen Verabredun-
gen, in diesen Standortsuchprozess eingespielt 
werden. Da spielen natürlich die Entfernungen, 
die Transporte eine ganz entscheidende Rolle, 
aber das ist alles berücksichtigt worden. Was uns 
jetzt unterscheidet ist einfach, dass das, was vom 
BfS erarbeitet worden ist, auch über diese Parame-
terstudie, die möglicherweise noch in der AGO 
diskutiert werden muss – dies muss in diesen 
Standortsuchprozess eingespeist werden. 

Es gibt Kriterien, die mit einer bestimmten Wich-
tung versehen werden. Ich unterstelle mal: Wenn 
es gelingt – bezogen auf alle Kriterien, die wir dort 
haben, spiralförmig in der Art und Weise vorzuge-
hen wie Herr König das beschrieben hat – die 
höchste Punktzahl zu kriegen, es geht nicht um 
den besten, sondern – wir in der Gruppe haben 
immer gesagt: den relativ besten Standort. Wenn 
es gelingt, die höchste Punktzahl zu kriegen, was 
ich unterstelle, weil ansonsten wäre es wahr-
scheinlich nicht genehmigungsfähig, dann wird 
als offener Punkt zwischen einem Asse-fernen 
und einem Asse-nahen Standort sein, dass durch 
die Belastung durch Transporte, egal wie weit es 
ist – das ist ja in der Parameterstudie nachgewie-
sen – ein Asse-ferner Standort schlechter ist. Dies 
eingespielt, ergibt aus meiner Sicht die logische 
Folge und wenn es wie gesagt, bezüglich der an-
deren Kriterien auch geeignete Standorte standort-
nah gibt, führt zu der Konsequenz, die Herr König 
jetzt in seiner Präsentation vorgestellt hat. Was 
uns jetzt momentan unterscheidet ist, dass einfach 
dieser Schritt gegangen wird.  

Letzte Bemerkung noch zu dieser Präsentation: 
Ich finde das nochmal wichtig zu erwägen, dieser 
Vorschlag das Pufferlager groß zu bauen, um mög-
lichst viele Sachen hochzuholen und nicht von ei-
ner Konditionierungsanlage abhängig zu sein, die 
möglicherweise einmal an die Leistungsgrenze 
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stößt, ist ein richtig guter Vorschlag. Ich glaube, 
der hier verfolgte Ansatz ist wirklich sehr zielfüh-
rend und ich glaube, wir müssen jetzt nur den 
Weg gehen.  

Frau Kotting-Uhl, ich sehe das, was Sie angespro-
chen haben, genauso. Wir müssen einfach nur an-
fangen. Wir haben nicht die Position, dass wir das 
auf keinen Fall wollen. Wir wollen nur untersucht 
haben, ob ein entfernterer Standort möglicher-
weise geeigneter als ein naher Standort ist. Aber 
wir haben nicht die Erwartungshaltung, dass auf 
jeden Fall ein entfernter Standort gesucht werden 
muss. 

Vorsitzende: Herr Neumann bitte! 

Wolfgang Neumann (Asse 2 Begleitgruppe): Ich 
möchte direkt dazu ergänzen. Wie gesagt, was hier 
dargestellt wurde, ist alles richtig. Nur, was uns 
aus Sicht der AGO fehlt, ist, dass diese Punkte, 
die hier aufgezeigt worden sind, gegen andere 
Punkte abgewogen werden. Auch ein Zwischenla-
gerstandort kann nur im Rahmen einer Abwägung 
gefunden werden und kann sich niemals an nur 
einem Problem entzünden. Die Transporte sind 
ein Problem – gar keine Frage. Aber es ist eben 
auch zu untersuchen, inwieweit an unterschiedli-
chen Standorten beispielsweise unterschiedliche 
Störfallpotenziale beim Betrieb der Anlage durch 
Einwirkung von außen vorhanden sind, aber auch 
durch Einwirkung von innen. Das ist bisher nicht 
erfolgt. Das hat die AGO vorgeschlagen. Der Be-
griff Parameterstudie ist ja von der AGO vorge-
schlagen worden. Wir hatten es bei diesem Vor-
schlag in der A2B so verstanden, dass eben nicht 
bloß die Transporte und die zusätzliche Belastung 
des Personals hier betrachtet werden sollen, son-
dern dass sehr wohl auch betrachtet werden soll, 
was im Fall von Störfällen passiert. Das ist bisher 
nicht geschehen. Deshalb ist aus unserer Sicht die 
Parameterstudie unvollständig und kann keine al-
leinige Grundlage dafür sein, dass man jetzt aus-
schließlich auf standortnahe Gebiete schaut. Das 
ist der eine Punkt, den ich ergänzen wollte.  

Der zweite Punkt: Es ist, glaube ich, auch ganz gut 
dargestellt worden und das ist ja auch das, was 
das Bundesamt für Strahlenschutz in seinen Ant-
worten hier an den Ausschuss ausgeführt hat, 
dass sozusagen von der Anlage selber her kein 

großer Unterschied darin besteht, ob denn das 
Zwischenlager für die längerfristige Zwischenla-
gerung hier mit einbezogen werden soll oder ob 
dieses Zwischenlager woanders hinkommt. Weil 
das so ist, ist aus Sicht der AGO nicht nachvoll-
ziehbar, weshalb mit der Standortsuche für Kon-
ditionierungsanlage und Pufferlager Asse-nah – 
was ja in der Region unstrittig ist, was unstrittig 
ist im Verhältnis zum Bundesamt für Strahlen-
schutz – weshalb mit der Suche nach diesem 
Standort nicht schon begonnen wird. Das könnte 
jetzt erfolgen, ohne dass man sich festlegt, wo 
kommt das Zwischenlager für die längerfristige 
Zwischenlagerung hin. Deshalb sehen wir keinen 
Grund für eine Verzögerung, nach diesem Stand-
ort zu suchen. Das wäre dann schon einmal der 
erste Schritt, den man dann getan hat und parallel 
dazu kann man die Probleme angehen, die Herr 
Schillmann genannt hat und die ich eben ergänzt 
habe.  

Vorsitzende: Herr Fuder, Sie waren zu einigen 
Punkten auch noch angefragt, bitte. 

Michael Fuder (Asse 2 Begleitgruppe): Zum Zwi-
schenlager eine letzte Ergänzung: Fragen Sie mal 
jemanden, der kritisch zu dem ganzen Thema 
steht und in der Nähe wohnt. Der sagt: „Wieso hat 
damals bei Schacht Konrad die Frage der Trans-
porte überhaupt keine Rolle gespielt und das soll 
jetzt Ausschlusskriterium sein? Wo ist da die Lo-
gik?“ – Punkt 1. Punkt 2: Es gibt doch im Abstand 
von 50 km oder 100 km oder wo auch immer ga-
rantiert bundeseigene Gelände, ehemalige Trup-
penübungsplätze, da kann man das Zeug weit weg 
von jeder Wohnbebauung lagern. Das sind auf den 
ersten Blick logische Fragen. Da kann man natür-
lich vermuten, ok – Transport ist dann gefährli-
cher. Aber, das nachvollziehbare, von Herrn 
Neumann dargestellte Abwägen, erstens wirklich 
abzuwägen und dann auch wirklich nachvollzieh-
bar darzustellen, das ist die Voraussetzung dafür, 
dass eine Akzeptanz in der Region – wenn denn 
dabei rauskommt, es ist sinnvoll an der Asse – 
überhaupt entstehen kann. Insofern muss dieser 
Prozess gegangen werden, um eine Akzeptanz - 
wenn es denn so weit kommt – zu erreichen und 
nicht anders herum: Es gibt keine Akzeptanz, also 
fangen wir nicht an.  
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Ein Hinweis noch: Sicher kann dieser Bundestags-
ausschuss keine riesengroße Hilfestellung direkt 
im Prozess leisten, Frau Kotting-Uhl, wie Sie an-
gemerkt haben. Aber ich glaube, das hat schon 
eine ganz, ganz hohe Bedeutung, dass in dieser 
Form in zwei Terminen hier dieses öffentliche 
Fachgespräch stattfindet. Das ist eine Würdigung 
der Arbeit, die vor Ort geleistet wird, die glaube 
ich, nicht hoch genug eingeschätzt werden kann. 
Und dass Sie alle gemeinsam das mit auf dem 
Schirm haben und mitdenken und alle Beteiligten 
merken, das Interesse ist da und bei Bedarf wird 
auch nachgefragt und auch kritisch nachgefragt, 
glaube ich, erhöht die Prozessqualität nochmal 
ganz entscheidend.  

Völlig unklar ist, ich glaube allen von uns, ein Zu-
sammenhang zwischen dem Zwischenlager und 
dem nationalen Entsorgungsprogramm. Wo da der 
Zusammenhang sein soll, der in der letzten Sit-
zung der Asse 2 Begleitgruppe seitens des Bun-
desumweltministeriums geäußert wurde, ich 
glaube, das hat keiner auch nur andeutungsweise 
verstanden.  

Vorsitzende: Danke erst einmal! Herr König, da 
waren mehrere Fragen von Abgeordneten. Ich 
würde Sie bitten, dass Sie direkt auf die Bemer-
kungen der Asse 2 Begleitgruppe mit eingehen. 

Wolfram König (Präsident des BfS): Gerne! Ich 
fange damit an. Die Frage der Störfallplanungsbe-
trachtung geht nur über konkrete Standorte. Das 
ist der Zirkelschluss, den wir dann dort vollzie-
hen. Wenn wir in das Projekt Suche eines Stan-
dortes einsteigen, dann muss der Prozess von An-
fang bis Ende beschrieben sein. Dann müssen alle 
anderen Dinge auch auf den Tisch. Wir haben 
sehr lange darüber diskutiert, welche Vorausset-
zungen gegeben sein müssen, haben eben diese 
Studien, die standortunabhängig waren, hinsicht-
lich der möglichen Strahlenbelastung für die Be-
völkerung dargestellt – nur damit man ein Gefühl 
dafür bekommt. Die Entfernung hat natürlich eine 
Rolle gespielt, nicht als Auswahlkriterium, son-
dern in der Bewertung, dass wir es bei einem Re-
gelbetrieb – nicht bei einem Störfall – mit einem 
Direktstrahlungsfaktor eines 1000stels der Hinter-
grundstrahlung zu tun haben, bei solchen Anlagen 
in 500 m Abstand. Dass Sie ein Gefühl dafür be-

kommen. Kurz hinter dem Zaun haben Sie sozusa-
gen keine messbaren, sondern nur noch theoreti-
sche Größen. Sie werden also eine Unzahl von 
vielen potentiellen Standorten haben, nicht nur in 
der Region, sondern auch bundesweit. Nur diese 
Debatte, Herr Fuder, der können Sie sich nur stel-
len, wenn Sie einen Abwägungsprozess haben, wo 
auch gesagt wird, warum ist es denn gleichwohl 
berechtigt, diese Abfälle woanders hinzubringen. 
Übrigens auch mit einem großen Problem der zeit-
lichen Abläufe: Es ist ja nicht nur eine Unterbre-
chung der Transporte, sondern auch der Genehmi-
gungstätigkeiten, Transportfähigkeit vom Standort 
der Asse hin zu einem potentiellen, anderen Zwi-
schenlager.  

All das sind die Risiken, die damit verbunden 
sind und auch in der gesetzlichen Verpflichtung, 
nämlich dem Minimierungsgebot gerecht zu wer-
den, nicht einfach beiseite zu schieben sind. Son-
dern dafür brauchen wir ein gemeinsames Ver-
ständnis und das ist ja auch das, worum wir der-
zeit gemeinsam ringen. Wie kriegen wir dieses ge-
meinsame Verständnis her? Natürlich gibt es eine 
Grundablehnung in der Region, eine derartig 
große Anlage vor Ort zu haben. Das Weitere ist: 
Wenn wir nur mit der Konditionierungsanlage 
und Pufferlager anfangen würden, glaubt uns kei-
ner, dass nicht dieses eine schleichende Veran-
staltung ist, am Ende dort ein Zwischenlager zu 
errichten. Wir haben angefangen und sind sofort 
mit dem Vorwurf konfrontiert worden. Wir haben 
es auch dargestellt, der Größenunterschied ist nur 
noch sehr gering. Baulich ist kaum ein Unter-
schied vorhanden, er soll ja auch genutzt werden. 
Es wird als eine Spiegelfechterei gesehen. Wir ha-
ben auch angeboten, das auszuschreiben. Wir 
könnten ja auch mal überlegen, ob sich nicht evtl. 
irgendwelche Regionen um solch ein Endlager be-
werben. Ich glaube, auch das können wir uns er-
sparen, wir werden in Deutschland wohl kaum 
eine Gemeinde finden, die freiwillig sagt, vom 
Grundsatz her haben wir die Erfüllung der Krite-
rien und werden dann einen Standort anbieten. 
Das sind Auseinandersetzungen, die müssen wir 
weiterführen, die können wir jetzt heute nicht lö-
sen. Aber dies Aussetzen ist nicht ein Signal, das 
wir das nicht verfolgen. Sondern es geht darum, 
dass wir uns gemeinschaftlich auf die Rahmenbe-
dingungen verständigen und dann vorangehen, 
um dann gemeinschaftlich auch um das Ergebnis 
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werben, was dabei herauskommt.  

Die Frage zur Zeitachse: Derzeit nach den Zeitplä-
nen – rund drei Jahre haben wir einen Puffer zwi-
schen den zeitführenden Errichtungen und der 
Zwischenlager- und Konditionierungsfrage. Wir 
wollen diese aber nicht ausschöpfen. Aber es geht 
darum, dass wir jedenfalls derzeit den Kenntnis-
stand haben, dass es für den Rückholungsprozess 
nicht zeitführend ist.  

Die Fragen zum Schachtbau: Da möchte ich kurz 
darauf eingehen, Herr Kanitz. Die Kriterien sind 
gemeinsam abgestimmt gewesen. Das war einer 
von diesen Prozessen, die sehr erfolgreich gelau-
fen sind. Wir haben uns vorher Gedanken ge-
macht, was sind die Kriterien, was sind die Her-
ausforderungen. Auf Grund dieses Kriterienkata-
logs sind Standorte identifiziert worden. Insge-
samt waren es zwei, die auf Grund der auch 
schwierigen geologischen Situation überhaupt in 
Frage kommen. Wir müssen einen Anschluss zum 
bestehenden Salzstock herstellen können, das ist 
das Entscheidende.  

Infrastrukturräume: Warum haben wir nicht erst 
unten angefangen zu bohren und dann oben? Das 
Grubengebäude baut sich von oben nach unten 
auf. Wenn wir oben keine geeigneten Strukturen 
haben, brauchen wir uns unten über die An-
schlüsse keine Gedanken zu machen. Aus den 
Bohrungen ergeben sich die Möglichkeiten ent-
sprechend ausreichend robuste geologische Struk-
turen zu finden oder nicht, um einen Schacht zu 
errichten und diese Infrastrukturräume möglichst 
schachtnah aufzubauen. Ob uns das auf Grund der 
bisherigen Erkenntnisse möglich ist, ist noch of-
fen. Wir sind dabei, das auszuwerten. Seit dieser 
Woche laufen auch die Bohrungen untertägig. Die 
hätten gerne auch eher beginnen können, die sind 
z. B. durch einen Unfall verzögert worden. Es ist 
eine Bohranlage abgestürzt. Das sind alles Dinge, 
die können Sie vorher nicht einpreisen – Sie hat-
ten gefragt, warum erst jetzt. Das ist nur einer von 
ganz, ganz vielen Gründen. Aber in der logischen 
Abfolge war es auch ein gemeinsames Verständ-
nis, erst Schacht 5 – den Ansatzpunkt – zu unter-
suchen. Das haben wir mit der Tiefenbohrung ge-
macht und dann von unten aus den verschiede-
nen zwei Sohlen heraus – Sie sehen das an der 
kleinen Darstellung in der Grafik – um dann die 

entsprechenden Informationen zu bekommen, ob 
die Anschlüsse möglich sind.  

Zur Frage der Evaluierung, Frau Lotze, was die 
Abfolgen angeht: Da sind wir derzeit in einer Aus-
schreibung und werden uns dann auf Grund der 
Ausschreibung mit den Bedürfnissen verständi-
gen. Als erstes ist ein Kick-Off im März geplant, 
wo wir gemeinschaftlich… und das geht ein biss-
chen unter, Herr Fuder: Zu dem gemeinsamen 
Verständnis gehört ein wichtiger, weiterer Partner 
und das ist das Land Niedersachsen, was einen 
maßgeblichen Einfluss darauf hat – auf Abfolgen 
und aufsichtliche Tätigkeiten und auch Anforde-
rungen. Auch dort kann man etwas beitragen. Ich 
glaube, das ist wichtig und das ist auch die Zu-
sage, dass das Land Niedersachsen bei dem Pro-
zess auch dabei ist. Da müssen wir auch darauf 
achten, dass alle diejenigen, die sich zusammen-
gefunden haben, auch dann bei der Stange blei-
ben. Jedenfalls ist das etwas, was uns ganz wichtig 
ist, dass auch das Land Niedersachsen an unserer 
Seite ist.  

Die Frage zur Parameterstudie ist beantwortet 
worden. Es gab Empfehlungen, es sind Empfeh-
lungen übernommen worden. Aber es ist auch in 
unserer Entscheidung, manche Dinge nicht zu 
tun, zu begründen. Die Begründung – was die 
Frage der Störfallbetrachtung angeht – liegt darin, 
dass wir derartige Bewertungen auf standortbezo-
gene Betrachtungen abstellen müssen. 

Was die Frage zum Zwischenlager angeht, Frau 
Kotting-Uhl, ich habe Ihre Frage leider nicht mehr 
genau präsent. Es wäre nett, wenn Sie sie mir 
nochmal zurufen würden. Das waren zwei. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, das waren zwei. Also in diesen Antwor-
ten vom BMUB steht 2033 als Rückholung und bis 
dahin muss das Zwischenlager logischerweise 
funktionsfähig sein. Was heißt dass, wenn man 
zurückrechnet, wann man damit anfangen muss? 

Wolfram König (Präsident des BfS): Also wir ha-
ben ungefähr drei Jahre Puffer für die Zwischenla-
ger, um die Entscheidung dann voranzubringen. 
Aber wir haben ein Interesse, das natürlich so 
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zeitnah wie möglich zu machen, um nicht in kriti-
sche Fahrt zu kommen. 

Sie hatten nach der SSK gefragt. Ich glaube, jeder, 
der meint, einen fachlichen Beitrag leisten zu kön-
nen, ist dazu auch konstruktiv aufgefordert, es zu 
tun. Aber es bringt nichts, wenn wir rückwärtsge-
wandte Diskussionen führen. Ein bisschen atmet 
diese Empfehlung diesen Eindruck, deswegen ist 
es ja auch nicht zu einem Beschluss gekommen. 
Es ist eine Empfehlung nur eines Arbeitskreises 
der SSK.  

Die SSK hat sich in einem Grundlagenpapier 2006 
selbst zum Prinzip gemacht, dass am Ende eines 
fachlichen Diskurses über die Frage – ist es ver-
tretbar, eine gewisse Maßnahme im Strahlen-
schutzbereich durchzuführen – eine gesellschaftli-
che Entscheidung zu fällen ist, das Risiko abzuwä-
gen ist. Das haben Sie als Bundestag gemacht. Sie 
haben nach diesem Prozess diese Entscheidung 
getroffen. Ich glaube, diese Betrachtung ist in der 
Vorlage der SSK bisher völlig zu kurz gekommen 
und nicht ausreichend beachtet worden. Sie ha-
ben abgewogen und mit der Lex Asse haben Sie 
gesagt, dass das was immer unsere Grundlage war, 
das Ziel ist nicht die Rückholung, sondern das 
Ziel ist die sichere Schließung nach den atom-
rechtlichen Maßstäben und dass das nach dem jet-
zigen Kenntnisstand alleine und ausschließlich 
über die Rückholung möglich ist. Das kann sich 
im Laufe der Jahre verändern, aber derzeit haben 
wir diesen Stand. Es ist natürlich auch immer die 
Verpflichtung des Betreibers, sich immer wieder 
zu fragen: „Sind wir auf dem richtigen Weg?“ Das 
ist eine Selbstverständlichkeit und da bitte ich 
auch, dass die entsprechenden Gremien dazu bei-
tragen.  

Ich habe die ESK (Entsorgungskommission) ange-
schrieben: „Sehen Sie sich nur in der Verantwor-
tung, es kritisch zu begleiten, keine Vorschläge zu 
machen, wie gleichwohl gesetzliche Anforderun-
gen zu erreichen sind?“ Ich hatte die ESK gefragt, 
nachdem der Vorsitzende ja mehrfach Kritik und 
auch Zweifel geäußert hatte, ob es der richtige 
Weg sei. „Bitte um Vorschlag, wie kann ich als Be-
treiber den gesetzlichen Anforderungen gerecht 
werden?“ Darauf gibt es keine Antwort. Das kann 
es nicht sein.  

Wir müssen gucken, wie können wir, wenn wir 
Kritik äußern, den Blick nach vorne gerichtet aus-
richten? Wie können wir gleichwohl unsere ge-
setzlichen Anforderungen erreichen? Also von da-
her, dass ist das, was auch in diesem Bericht et-
was zu kurz kommt. 

Ich glaube, das waren erst einmal die Punkte, die 
zu dem Thema nachgefragt waren.  

Ich habe noch eine kurze Animation zu dem zwei-
ten, ja sozusagen strittigen Thema vorbereitet, 
nämlich der Drainage. Das ist ein etwas kürzerer 
Beitrag, damit wir darüber vielleicht auch noch 
einmal ein Stück Verständnis herstellen können. 

BfS Animation Stabilisierung, Drainage 
 

Kurze Erläuterung: Es geht also um diese wenigen 
Schlitze, die vor den Einlagerungskammern exis-
tieren, in denen sich Wasserlauge sammelt. 38 Li-
ter pro Tag – darüber reden wir, nicht über die an-
deren Laugen, die im Bergwerk zutreten. Es geht 
darum, dass wir mit einem Begriff operieren, der 
Drainage heißt, der aber mit dem, was wir als 
Hausbauer unter Drainage verstehen, nichts zu 
tun hat. Es gibt keinen Nachweis, wie die Verbin-
dungen aussehen – ggf. zu den Kammern. Wir ha-
ben nur ganz gewisse Effekte, dass wir in einzel-
nen Schlitzen konterminiertes Wasser haben. Das 
ist ein sehr gutes Zeichen oder ein schlechtes Zei-
chen – wie man es eben nimmt, dass Wässer 
durch die Kammern von außen durchströmen und 
außen dann gesammelt werden. Es ist aber keine 
in irgendeiner Weise geeignete funktionsfähige 
Drainage, wo ein nachweisbarer Wechsel zwi-
schen den Kammern, zwischen den Abfällen und 
diesen Schlitzen existiert. Es sind letztendlich 
Kontrollschächte, die existieren – nicht mehr und 
nicht weniger. Ich glaube, das ist auch wichtig 
nochmal zum Verständnis, um was es eigentlich 
geht, wenn wir über die Frage Zugänglichkeit zu 
diesen Schlitzen sprechen.  

Vorsitzende: Gut, dann kommen wir in die zweite 
und letzte Runde. Wer noch Fragen stellen 
möchte, sollte das jetzt tun. Herr Kanitz nochmal? 
Dann bitte. 

http://www.bundestag.de/blob/366408/472260b917f3a2d7383c9059f2ef9ead/stabilisierung_animation_bfs-data.mp4
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Abg. Steffen Kanitz (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Frau Vorsitzende, Herr König, vielen Dank. Sie 
haben erwähnt, dass es grundsätzlich nach An-
wendung des Kriterienkatalogs zwei Standorte 
gibt und dass Sie, was den jetzigen Standort, den 
geplanten, den favorisierten Standort anbelangt, 
Mitte des Jahres – das war, glaube ich, die Aus-
sage beim letzten Mal – Erkenntnisse haben. Frage 
wäre natürlich auch – aber das müssten wir hier 
im Kreis mal besprechen, ob wir da nicht auch 
nochmal ein nächstes Fachgespräch zu machen, 
um zu gucken wie weit wir da wirklich sind –, 
falls der jetzige, geplante Standort nicht funktio-
niert, würden Sie sozusagen den zweiten Standort 
nochmal probebohren? Wäre das sozusagen der 
Plan B? Wie groß wäre die zeitliche Verzögerung 
im Verfahren? Würden wir dann in 2033 bleiben 
oder nicht?  

Sie haben uns auch mitgeteilt, dass Sie bei den 
übertägigen Erkundungsbohrungen festgestellt ha-
ben, dass kein Gefrierverfahren, das durchaus sehr 
zeitaufwendig wäre, angewendet werden muss. 
Gibt es also eine Zeitersparnis hieraus und wie 
groß ist diese?  

Sie haben uns auch mitgeteilt, dass die Bohrung 
deutliche Abweichungen von den Erwartungen, 
die Sie gehabt haben, aufweist. D. h., es scheint ja 
schon Ergebnisse zu geben. Insofern würde mich 
interessieren, welche Ergebnisse liegen hierzu 
schon zu jetzigen Bohrungen vor?  

Eng damit verbunden an Sie nochmal die Frage – 
vielleicht an Herrn Neumann: Sie gehen in Ihren 
Unterlagen davon aus, dass ein Schachtbau we-
sentlich schneller zu realisieren wäre. Sie sagen 
sechs bis sieben Jahre – auf Basis von Erfahrun-
gen. Da würde mich interessieren, welche Erfah-
rungen sind das, woher haben Sie diese Erkennt-
nis? 

Auf der anderen Seite an Herrn König die Frage: 
Sie gehen von 18 Jahren aus und begründen das 
u. a. mit der Genehmigung nach Atomrecht. Mich 
würde interessieren, welche Anforderungen leiten 
sich denn aus dem Atomrecht im Einzelnen ab, 
die zu diesem doch relativ langen Zeitrahmen 
führen?  

Abschließend an Sie Herr Neumann, Herr Fuder 
und Herr Schillmann nochmal die Frage: Die Fak-
tenerhebung – sagen Sie bzw. vermuten Sie – gibt 
kaum neue Erkenntnisse und deswegen bedeutet 
das eher eine Zeitverzögerung, als dass es zu einer 
Beschleunigung der Maßnahmen kommt. Wie 
kommen Sie zu dieser Einschätzung?  

Vielleicht als letzte, abschließende Anmerkung: 
Wir haben ja mit der Lex Asse insbesondere ver-
sucht, das Verfahren zu beschleunigen. Insofern 
ist mir nicht ganz klar, wieso mit der Rückho-
lungsplanung und der Vergabe der Konzeptpla-
nung noch nicht begonnen wurde. Denn das war 
ja explizit das Ziel, dass wir als Gesetzgeber auch 
eigentlich hatten. Damit verbunden die Frage: Wie 
lange wird eine solche Konzeptplanung eigentlich 
dauern? Wenn ich eine Ausschreibung mache, 
dann nehme ich mal an, dass ich dem Auftragge-
ber ja auch sage, wie lange eine solche Konzept-
planung dauern soll. Vielen Dank! 

Vorsitzende: Danke, Frau Lotze. 

Abg. Hiltrud Lotze (SPD): Ich glaube, eine ver-
gleichsweise einfache Frage: Im Dezember wurde 
gefragt, warum die Mitarbeiter der AG Optionen 
und Rückholung noch keine Folgeverträge hatten. 
Jetzt lese ich hier in der Antwort von gestern, dass 
die Vertragsvergabe läuft usw. Damit ich das rich-
tig verstehe: Wenn da Mitarbeiter sind, von denen 
man weiß, dass sie auch im Januar weiter ihre Ar-
beit leisten müssen, warum kommt es dann zu 
dieser Verzögerung? Und wie ist denn im Moment 
der Status dieser Mitarbeiter und wann ist damit 
zu rechnen, dass sie einen Vertrag bekommen? 

Vorsitzende: Ja, Herr Zdebel. 

Abg. Hubertus Zdebel (DIE LINKE.): Ja, es ist im-
mer wieder erstaunlich, auf welchen unterschied-
lichen Ebenen wir diskutieren. Das fällt mir auch 
auf. Mir geht es vor allen Dingen auch darum, in-
wieweit dieser Asse-Begleitprozess auch – sagen 
wir mal – einen Lernprozess für die Arbeit der 
Endlagersuchkommission darstellt, weil wir na-
türlich auch in diesem schwierigen Prozess drin 
sind, insbesondere auch Bürgerinnenbeteiligung 
oder noch darüber hinausgehende Bürgerinnen-
mitbestimmung irgendwie auch zu organisieren. 
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Dieser Prozess gestaltet sich nach meiner Wahr-
nehmung bisher auch nicht so ganz einfach. Auch 
dass wir in der Endlagersuchkommission bzw. in 
den Arbeitsgruppen noch diskutieren. Vor dem 
Hintergrund nochmal die Nachfrage in beide 
Richtungen: Ich habe es jetzt so verstanden – es 
wurde zumindest gesagt – der Begleitprozess 
muss als Teil der Kernarbeit verstanden werden 
und nicht als lästiger Prozess. Das ist, glaube ich, 
mehr oder weniger wörtlich von Ihnen gesagt wor-
den. Da schwingt ja so ein bisschen Kritik mit o-
der man könnte es zumindest so verstehen, was 
quasi die Arbeit des BfS angeht bzw. einiger Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter. Das ist für mich die 
Frage dann einerseits an Sie, Herr Fuder oder Herr 
Neumann, wie beurteilen Sie das?  

Und umgekehrt die Frage natürlich auch an Herrn 
König: Ich meine, ich möchte Ihren Job da im Mo-
ment nicht machen müssen. Nur die Frage ist tat-
sächlich die, wie sehen Sie das mit Geduldspro-
zessen? Weil Bürgerdialog hat natürlich auch sehr 
viel mit Geduld, Verständnis bzw. auch Erklä-
rungsbedarf zu tun. Wie sehen Sie das mit Ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die da aktiv 
sind – also, was Bürgerdialoge angeht, um die mit 
zu begleiten und zu betreuen? Weil das, glaube 
ich, für die weitere Arbeit auch im Verständnis 
nicht nur im Asse-Prozess, sondern auch was die 
gesamte Suche nach dem Endlager angeht, von re-
lativ wichtiger und entscheidender Bedeutung ist, 
um eine entsprechende Akzeptanz nach den gan-
zen Vertrauensverlusten der Vergangenheit hinzu-
bekommen und Vertrauen für den ganzen Prozess 
der Endlagersuche wieder zurückzubekommen.  

Vorsitzende: Danke, Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Da kann ich dran anknüpfen. Das Gelingen 
dieses Begleitprozesses und vielleicht auch die Er-
gebnisse, die nachher doch in einem weitgehen-
den Konsens gefunden werden, sind natürlich 
auch für den Prozess, den wir jetzt mit der Endla-
gersuchkommission langsam beginnen, absolut 
entscheidend. Der Erfolg dieses Begleitprozesses 
ist eigentlich die Blaupause dafür, ob wir es über-
haupt wagen können, in dieses große Verfahren 
reinzugehen und diesen Prozess, den wir da be-
ginnen wollen, auch mit einer Chance auf Erfolg 
zu starten. Ich will da aber nochmal ein bisschen 

von einer anderen Seite herangehen. Auch wenn 
der Begleitprozess doch – wie gesagt – fast eine 
Art Blaupause sein muss, so würde ich doch sa-
gen, ist die technische Frage schon eine andere 
Dimension.  

Mir ist vorhin nochmal aufgefallen, Herr Fuder, 
als Sie sagten, warum haben bei Schacht Konrad 
die Transporte, die da entstehen, keine Rolle ge-
spielt. Ein Endlager und ein Zwischenlager sind 
natürlich schon etwas anderes. Ein Endlager, ob 
jetzt für schwachen mittelradioaktiven Müll oder 
für hochradioaktiven Müll – egal, wo immer es 
liegen wird – produziert immer Transporte. Das 
ist ja logisch, weil ich ein zentrales in Deutsch-
land habe und von allen möglichen Stellen da 
hinkommen muss. 

Während bei einem Zwischenlager die Begrün-
dung eben die war, zumindest bei den AKWs, wir 
wollen die standortnah haben, um vermeidbare 
Prozesse dann auch zu vermeiden. Damit uns dies 
gelingen kann, glaube ich, müssen wir die Dimen-
sionen ein bisschen sortieren. Also mal auf den 
Punkt gebracht: Ein Zwischenlager für schwach- 
und mittelradioaktiven Müll ist nicht dasselbe 
wie ein Endlager für hochradioaktiven Müll. Wir 
haben in allen Debatten, auch im Schacht Konrad, 
im Moment so eine Tendenz, diese hohen Stan-
dards – die wir jetzt an dieses Endlager für hoch-
radioaktiven Müll anlegen wollen und müssen – 
auf alles wo Atom draufsteht zu übertragen. Ich 
glaube, das hilft uns am Ende nicht weiter. Wir 
müssen das ein bisschen sortieren. Sie haben in 
der Asse-Region bisher das Schlimmste erfahren, 
was man mit Atommüll erfahren kann – nämlich 
ein gescheitertes Endlager zu haben.  

Das berechtigt auch in gewisser Weise zu sagen, 
jetzt muss aber auch überall das Höchste drauf. 
Aber ich glaube, dass es insgesamt für diese gan-
zen Prozesse, die wir vor uns haben und für die 
Erhöhung der Chancen, dass die gelingen, wirk-
lich hilft, die Dimensionen ein bisschen zu sortie-
ren.  

Jetzt habe ich noch einen Appell an uns alle und 
vielleicht an die Frau Vorsitzende: Wir haben ja 
als Gesetzgeber diese Lex Asse entwickelt und auf 
den Weg gebracht, die damaligen Berichterstatte-
rinnen des Umweltausschusses. Ich glaube, wir 
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tragen da eine hohe Verantwortung, der wir seit-
dem wir die Lex Asse verabschiedet haben, viel-
leicht nicht mehr so ganz gerecht geworden sind. 
Vielleicht weil wir dachten, na ja, jetzt sollen die 
sich hauptsächlich mal darum kümmern, wir las-
sen uns ab und zu Bericht erstatten. Ich glaube, es 
wäre an der Zeit, dass wir die Asse mal wieder als 
Ausschuss besuchen.  

Vorsitzende: Ja, das werden wir in Ruhe in unser 
Obleutegespräch mit aufnehmen. Aber auf jeden 
Fall ist das eine gute Anregung. Weil, wenn man 
mal vor Ort gewesen ist, dann hat man auch einen 
ganz anderen Eindruck. Das nehme ich gerne mit.  

Ich muss ein bisschen auf die Uhr gucken. Wir ha-
ben jetzt noch 20 Minuten. Ich gebe erst einmal 
den Vertretern der Asse-Begleitgruppe nochmal 
das Wort, dann ggf. der Staatssekretärin, diese 
muss auf jeden Fall dann weg und dann Herr Kö-
nig nochmal. Wer von Ihnen will anfangen? Bitte, 
Herr Fuder. 

Michael Fuder (Asse 2 Begleitgruppe): Zur Lex 
Asse, da stand auch noch eine Antwort aus: Was 
hat eigentlich die Lex Asse gebracht?  

Zunächst einmal möchte ich auch nochmal sagen: 
Was da in Zusammenarbeit mit den Obleuten aus 
dem Bundestag zu dem Thema hier passiert ist, 
dieses Gesetz so zu entwickeln – das war wirklich 
ein Musterbeispiel, wie es gut laufen kann. So 
eine enge Zusammenarbeit mit einem guten Er-
gebnis, das war wirklich beispielgebend über alle 
Fraktionen hinweg.  

Was hat es in der Sache gebracht? Ja, ich glaube 
die Faktenerhebung, dass es da Überlegungen gibt, 
die zeitlich zu straffen, diese Möglichkeit – sagt 
das BfS – ist durch die Lex Asse entstanden. Inso-
fern finde ich, ist das ein sehr greifbares Beispiel.  

Zweitens, in der Lex Asse steht ja auch die sehr, 
sehr umfangreiche Informationspolitik als gesetz-
liche Anforderung drin. Die funktioniert – so wie 
wir das mitkriegen – zumindest weitgehend, also 
auch Schriftverkehre zwischen BMUB und BfS 
stehen uns zur Verfügung. Wir müssen nicht um 
alles kämpfen und das ist manchmal eine tolle Er-
leichterung der täglichen Arbeit. Sicherlich kann 

Herr Neumann den Punkt vielleicht nochmal er-
gänzen.  

Wichtig an der Stelle ist, glaube ich, nochmal der 
Punkt, den Herr König angesprochen hat – näm-
lich die wichtige Funktion des Landes Nieder-
sachsen. Lex Asse heißt ja auch, Beschleunigung 
von Genehmigungsverfahren und damit bekommt 
die Genehmigungsbehörde Land Niedersachsen 
auf einmal nochmal einen anderen Stellenwert. 
Ich teile diese Einschätzung: Es wäre, glaube ich, 
für den gesamten Prozess gut, wenn das Land Nie-
dersachsen sich stärker einbringen würde. Behör-
den müssen diesen Begleitprozess als Teil ihrer 
eigentlichen Arbeit begreifen und nicht als lästige 
Zusatzarbeit. Ich möchte das im Moment nicht als 
Kritik äußern. Jeder der sich mit Organisationsent-
wicklung und Personalentwicklung so ein biss-
chen auskennt, der weiß, dass solche Fragen nicht 
von heute auf morgen einfach umzustellen sind. 
Wir reden über einen langfristigen Prozess von 
Kulturwandel in Behörden. Da sind Menschen, 
die bestimmte Arbeitsmuster haben. Das ist eine 
Führungsanforderung, eine Anforderung an Füh-
rungsqualität und an Mitarbeiterentwicklung. Da 
reden wir über Jahre oder vielleicht sogar Jahr-
zehnte, bis da überhaupt eine andere Kultur ent-
standen sein kann. Aber die Anforderung muss so 
definiert sein und wir müssen in einen Prozess in 
diese Richtung einsteigen. Und da ist auch schon 
einiges passiert, nur nebenbei. 

Vorsitzende: Ja, Dankeschön. Herr Neumann, 
bitte. 

Wolfgang Neumann (Asse 2 Begleitgruppe): Zu-
nächst auf die Frage von Herrn Zdebel: Aus Sicht 
der AGO haben sich schon seit der Lex Asse 
Punkte verändert und zwar aus unserer Sicht in 
die negative Richtung. Das betrifft einmal, ich 
hatte das auf meiner Folie benannt, die immer 
wieder in Frage gestellte Anwesenheit von BfS-
Vertretern während der AGO-Sitzung. Dahin hat 
es auch einen Prozess gegeben. Zunächst einmal 
war beabsichtigt, neben der AGO, ich sage mal 
„ein weiteres Gremium“ in Form von regelmäßi-
gen Fachgesprächen einzuführen, wo dann die in-
haltlichen Punkte, die fachlichen Punkte disku-
tiert werden sollten. Das konnte aus unserer Sicht 
erfolgreich wieder eingestellt werden und man hat 
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sich wieder auf die Diskussion in der AGO kon-
zentriert. Allerdings dann eben wie gesagt mit der 
Folge, dass mehrfach die Beteiligung des BfS an 
der gesamten AGO-Sitzung in Frage gestellt 
wurde. Das ist aus unserer Sicht eine negative 
Entwicklung, obwohl wir vorher, die hat so unge-
fähr vor 1 ½ Jahren angefangen, obwohl wir vor-
her wirklich gute Erfahrungen mit der Vorgehens-
weise in der AGO gemacht hatten.  

Der zweite Punkt, der uns am Herzen liegt: Sicher-
lich ist es so, dass in den ersten Jahren viel mehr 
Übereinstimmungen in allen Punkten war, als es 
jetzt der Fall ist und auch der Fall sein kann. Dass 
jetzt mehr Differenzen auftreten, liegt in der Natur 
der Sache. Allerdings sind wir der Meinung, dass 
wenn – wie gesagt – Punkte der AGO nicht aufge-
nommen oder nicht berücksichtigt werden, dass 
das dann auch begründet wird und zwar nachvoll-
ziehbar und nicht nur allgemein, wie im Falle der 
Transporte, wegen dem Zwischenlager, sondern 
schon auch dezidierter. Soweit zu dieser Frage.  

Dann hatten Sie, Herr Kanitz, zum Schachtbau ge-
fragt: Da ist es so, die AGO hat zum Schachtbau 
keinen Zeithorizont angegeben. Die AGO vertritt 
allerdings die Auffassung, dass der Zeithorizont, 
der vom BfS genannt wird, uns zu lang erscheint. 
Insofern, wie gesagt, wir als AGO haben keine Zei-
ten angegeben, dass das jetzt in sechs bis sieben 
Jahren machbar sei. Wir haben uns als AGO da-
rauf beschränkt zu sagen, es sollte eigentlich 
schneller gehen als vorgesehen. Und das was ja 
angeführt wurde, darauf ist das BfS in seiner Ant-
wort hier an den Ausschuss auch eingegangen. 
Die Vergleiche waren Schachtbauten in Salzberg-
werken, wie sie in der Vergangenheit durchge-
führt worden sind, darauf bezog sich das.  

Die nächste Frage war zur Faktenerhebung: Die 
AGO hat sich nicht gegen die Faktenerhebung 
ausgesprochen, sondern im Gegenteil – die AGO 
hat gesagt, Bestandteile der Faktenerhebung sind 
sehr wichtig und müssen durchgeführt werden: 
im Vorfeld beispielsweise zu erkunden, können 
explosive Gase auftreten; gibt es in der Atmo-
sphäre der Einlagerungskammern Radioaktivität 
oder nicht? Insofern diese Untersuchungen, die 
hier im Rahmen der Faktenerhebung gemacht 
werden und werden sollen, die hat die AGO 
durchaus als sinnvoll angesehen. Was allerdings 

die AGO kritisiert hat, das ist zum einen die Stu-
fung in diese drei Ebenen der Faktenerhebung 
und den wiederum damit verbundenen Zeithori-
zont. Das sieht die AGO nicht so, insbesondere 
deshalb, weil natürlich in der Asse gibt es fast 
nichts, was repräsentativ ist. D. h., man kann 
durch die Untersuchung einer Endlagerungskam-
mer nicht gezielt sagen, so wird es in den anderen 
auch sein. Insofern muss man das in einen realis-
tischen Zusammenhang stellen und man muss aus 
unserer Sicht gucken, inwieweit die Faktenerhe-
bung nicht schon in den Beginn der Rückholung 
eingebaut werden kann. Das ist die Forderung, die 
wir damals gestellt haben. Wenn ich das richtig 
lese, was jetzt zur Evaluierung vom Bundesamt 
für Strahlenschutz dazu gesagt wird, dann wird 
dort jetzt auch in diese Richtung gedacht.  

Frau Lotze, Ihre Frage nach den Verträgen: Da ist 
es so, dass die AGO im Moment faktisch nicht 
existent ist, weil keine Verträge da sind. Diese Si-
tuation, dass die Verträge zum Jahreswechsel 
noch nicht da sind, die gab es auch schon in der 
letzten Phase, also dem Übergang von der zweiten 
zur dritten Phase. Allerdings war es dort so, dass 
PTKA [Projektträger Forschungszentrum Karls-
ruhe], also die Karlsruher, die ja auch die Ge-
schäftsführung für die AGO machen, dass die eine 
verbindliche Zusage aus dem Bundesumweltmi-
nisterium hatten, dass die Verträge kommen wer-
den. Eine ähnlich verbindliche Zusage ist mir zu-
mindest nicht bekannt. Also natürlich ist auch aus 
dem BMUB gesagt worden: „Ja, ja das wird 
schon!“ Aber gleichzeitig waren eben Gerüchte zu 
hören, dass mindestens aus den Behörden, jetzt 
nicht dem BMUB, aber mindestens aus den Behör-
den auch gewisse Zweifel an der Sinnhaftigkeit 
der AGO gekommen sind. Insofern stehen wir da 
jetzt im Moment ein bisschen zwischen Baum und 
Borke und hoffen natürlich, dass die Verträge bald 
kommen werden.  

Zu den Fragen der Transporte vielleicht nochmal 
ganz kurz: Es soll sich ja um eine Parameterstudie 
für fiktive Standorte handeln. Wenn man solche 
fiktiven Standorte betrachtet, dann kann man aus 
AGO-Sicht sehr wohl beispielsweise die Auswir-
kungen von Störfällen mit einbeziehen. Dass 
wenn ich nachher einen konkreten Standort habe, 
dass sich das dort dann anders darstellen kann, 
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das ist eine andere Frage. Aber zur Nachvollzieh-
barkeit in der Bevölkerung – das war ja der 
Wunsch aus der Bevölkerung, dass man mal nach-
vollziehen kann, welchen grundsätzlichen Unter-
schied kann es geben, ob die Wohnbebauung 500 
Meter entfernt oder ob die Wohnbebauung sechs 
Kilometer entfernt ist – kann ich sehr wohl fiktive 
Standorte unter gleichen Randbedingungen und 
eben auch die Auswirkung eines Störfalles be-
trachten.  

Vorsitzende: Wir laufen ein bisschen aus der Zeit. 
Sie müssen wissen, dass gleich das Plenum an-
fängt, die Staatssekretärin muss auf jeden Fall hin, 
wir eigentlich auch. Insofern gebe ich jetzt direkt 
der Staatssekretärin das Wort, weil hier die Ver-
träge und die Haltung des BMUB angesprochen 
worden sind. Danach würde ich Herrn Schill-
mann nochmal als Ergänzung das Wort geben und 
dann müssen wir Herrn König auch noch hören. 
Das müssen wir jetzt versuchen, in der Zeit zu 
schaffen. 

PStS Rita Schwarzelühr-Sutter (BMUB): Also ein-
gangs nochmal – Sie haben das so gut mit Ihrem 
Schaubild dargestellt – Ansprechpartner ist erst 
einmal die Asse 2 Begleitgruppe.  

Jetzt möchte ich zu den Folgeverträgen kommen, 
Herr Neumann, einfach um das mal sachlich klar-
zustellen. Es ist immer schwierig, wir haben es ja 
vorhin gesagt, es gibt keine Blaupause, es gibt 
keine Gebrauchsanweisung für diesen Prozess, 
aber Gerüchte und Hörensagen und so ist es im-
mer schwierig. Also wir haben einerseits das An-
gebot vom KIT, also quasi der Geschäftsstelle der 
AGO, am 17. November für die nächsten zwei 
Jahre erhalten. Daraufhin hat unser Haus nochmal 
am 4. Dezember nachgefragt. Das zweite Angebot 
vom KIT kam am 10. Dezember – um das zeitlich 
einzuordnen. Wir hatten auch – das muss ich ein-
fach nochmal sagen – im Vorfeld im Lenkungs-
kreis, den gibt es ja auch noch, mehrfach bezüg-
lich der Asse 2 Begleitgruppe darauf hingewiesen, 
dass die Verträge rechtzeitig eingereicht werden. 
Also durchaus aktiv auch noch einmal darauf hin-
gewiesen, dass das ansteht. Alle wussten es – dass 
sie rechtzeitig eingereicht werden.  

Es steht überhaupt nicht infrage, wie Sie das be-
tont haben, ob das in Frage gestellt ist. Aber es 

wird geprüft und es wird auch rückwirkend – das 
ist überhaupt keine Einschränkung Ihrer Arbeit – 
ab 1. Januar dann quasi der Vertrag weitergeführt. 
Insofern entsteht da kein Nachteil. Ich bitte 
schon, dass man dann schon auch ehrlich sagt, 
wie der Verlauf ist. Es ist einfach ganz klar, es 
war im Dezember, das wurde vorhin schon von 
Herrn Kanitz angesprochen. Herr Kanitz, ich 
danke Ihnen nochmal. Wir sind jetzt knapp im 
neuen Jahr. Insofern wird das geprüft, das läuft 
und es werden rückwirkend quasi dann die Ver-
träge auch bezahlt. Also insofern ist das absolut 
geklärt. Wenn Gerüchte entstehen, dann bin ich 
immer der Meinung, dann muss man sie mög-
lichst schnell miteinander besprechen. Dort, wer 
dann zuständig ist und dann kann man diese 
auch klären. Das von meiner Seite.  

Vielleicht noch ein Satz, Frau Kotting-Uhl: Sie 

hatten vorhin nochmal zum Entsorgungspro-

gramm angefragt. Wir hatten bei der letzten Sit-

zung der Asse 2 Begleitgruppe, wo das diskutiert 

wurde, gerade auch an dem Tag der Vorstellung 

des Entsorgungsprogramms… Ja, natürlich haben 

wir – weil wir gesagt haben, wir gehen ehrlich 

mit dem Abfallinventar um, was auf uns zu-

kommt – auch darin geschrieben, dass wir es vor-

sorglich bei der Planung des Endlagers nach dem 

Standortauswahlgesetz berücksichtigen bzw. auch 

eine Erweiterung des Endlagers Konrad für diese 

Abfälle nicht ausgeschlossen, ggf. dann auch ge-

prüft wird.  

Insofern ist der Zusammenhang auch vielleicht 

dem Umstand geschuldet, dass es auch am glei-

chen Tag veröffentlicht wurde. Aber wir haben 

das vorsorglich… [unverständlicher Zwischenruf] 

Ich denke, man muss da vielleicht auch alle Even-

tualitäten offen haben, um zu sagen, was machen 

wir mit dem Abfallinventar und wie muss man es 

im Notfall berücksichtigen? Also es ist eine vor-

sorgliche Maßnahme, dass wir die Abfallmenge 

nachher nochmal im Entsorgungsprogramm – die 

Menge ist ja nicht unerheblich – verankert haben. 

Vorsitzende: Vielleicht kann auch Herr König 
gleich nochmal kurz in seinen Ausführungen da-
rauf eingehen. Jetzt würde ich aber Herrn Schill-
mann nochmal das Wort geben. Bitte. 
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Claus-Jürgen Schillmann (Landrat Wolfenbüttel): 
Zum Thema Lex-Asse: Es sind ja nur negative Sa-
chen erwähnt worden. Ich glaube aber, man muss 
auch mal festhalten, dass auch einiges Positives 
passiert ist. Wenn ich an die ganze Frage der Pa-
rallelisierung denke, die wird jetzt so selbstver-
ständlich hingenommen. Das war ein ganz großes 
Thema. Wir haben sicherlich noch nicht alles 
ausgenutzt. Ich will das nicht wiederholen. Da 
gibt es noch Luft nach oben. Aber wir alle können 
dankbar sein, dass es diese Lex Asse gibt.  

Zur Faktenerhebung begrüßen wir, dass das kri-
tisch hinterfragt wird, um das effektiver zu ma-
chen. Ich glaube, das ist ein hilfreicher Prozess, 
der auch der Beschleunigung dient.  

Letzte Anmerkung zum Thema Drainage: Das ist 
hier angesprochen worden. Wir würden da gerne 
nochmal schriftlich Stellung zu nehmen, um das 
nochmal abzurunden. Ich würde darum bitten, 
dass wir diese Möglichkeit haben. Ansonsten sage 
ich Dankeschön. 

Vorsitzende: Ich schaue mal in die Runde. Ich 
denke, damit sind wir sehr einverstanden, wenn 
Sie das noch schriftlich ergänzen wollen. Da 
freuen wir uns und das werden wir auch an die 
Abgeordneten verteilen. Jetzt Herr König nochmal. 
Bitte! 

Wolfram König (Präsident des BfS): Ja. Keine di-
rekten Abhängigkeiten, sondern indirekt: Selbst-
verständlich will die Bevölkerung, wenn sie so 
ein Zwischenlager bekommt, wissen, wie lange 
bleiben die Abfälle dort liegen. Das ist sozusagen 
der Zusammenhang, der auch letztes Mal von mir 
schon einmal dargestellt worden ist. Also, es gibt 
keine sozusagen zwingenden Abhängigkeiten, 
aber durchaus für die Akzeptanz einer solchen 
Anlage.  

Frage von Herrn Kanitz – Verzögerung, warum 
nicht schneller Schacht 5: Das meinte ich mit rea-
listischen Annahmen. Wir sind derzeit einfach 
nicht in der Situation, weil wir alles immer mit 
ganz vielen Unwägbarkeiten, aber auch Unklarhei-
ten versehen haben, die Randbedingungen nicht 
zu definieren sind – brauchen wir einfach auch 

ein Stück Puffer in unserer Planung. Selbstver-
ständlich ist das Ziel von uns, dieses schneller zu 
realisieren. Aber ich finde es falsch, falsche Er-
wartungen zu wecken, die dann nur enttäuscht 
werden können. Aber es gibt auch fachlich durch-
aus… – also Herr Neumann, ich wundere mich 
schon, wenn man sagt, wir können uns das 
schneller vorstellen – das ist der Punkt, da er-
warte ich dann auch ein bisschen mehr Butter bei 
die Fische. Wir müssen dann schon gucken, auf 
welchen Grundlagen wir solche Beschleunigun-
gen hinbekommen, wenn es Potentiale gibt, die 
bisher nicht bekannt sein sollten. Sie müssen ein-
fach aber vor Augen führen, ich habe letztes Jahr, 
auf Grund auch der Frage, muss das solange dau-
ern, mehrere Schachtbaufirmenexperten zusam-
mengeholt. Wir haben uns in einem großen Kollo-
quium den ganzen Tag zusammengesetzt und ge-
guckt, welche Erfahrungen gibt es weltweit aus 
diesen Zusammenhängen. Technisch sind diese 
fünf, sechs Jahre ausgequetscht. Dann ist die 
Frage, wie sind die Voraussetzungen, um über-
haupt diese fünf/sechs Jahre beschreiten zu kön-
nen. Das sind vernünftige Planungen und dafür 
brauchen wir Ergebnisse aus den Untersuchun-
gen, brauchen auch insbesondere eine Klärung zur 
UVP-Pflichtigkeit. Wir haben eine Anlage, die 
letztendlich den atomrechtlichen Maßstäben ent-
sprechen muss, wo wir aber vermeiden wollen, 
dass wir eine Zeitverzögerung bekommen. Dass 
wir nach Atomrecht vorgehen müssen, das ist in-
zwischen geklärt, das wird so praktiziert. Aber wir 
werden am Ende schon jetzt beantworten müssen, 
wie machen wir den atomrechtlichen Anschluss 
an das Grubengebäude? Also, das sind alles Dinge, 
die nicht trivial sind und die einfach Zeit bedür-
fen. Ich habe einfach auch die Frage ans Haus ge-
geben, was muss passieren, damit wir das bis 
2024 hinbekommen. Also, damit Sie sehen, wir 
sind da dran, auch Dinge aufzugreifen. Aber es 
sind ganz gewisse rechtliche, technische Randbe-
dingungen, aber auch fehlende Ergebnisse, die im-
mer dazu führen, dass wir mit solchen Zeitplänen 
auch glaube ich gut beraten sind, sie nicht mit Er-
wartungshaltungen überzustrapazieren.  

Die Frage Faktenerhebung ist genannt worden: 
Wir haben uns schon seit längerer Zeit immer ge-
fragt, ist das noch vertretbar. Das ist am Anfang 
aufgesetzt worden – die Faktenerhebung. Die dau-
ert ebenfalls viel länger, ist viel aufwändiger, mit 
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einem Riesenaufwand auch an Genehmigungsver-
fahren, an Absicherungsgeschichten, an Kontroll-
notwendigkeiten: Können wir das abbauen? Es lie-
gen jetzt erste Ergebnisse vor, gerade auch hin-
sichtlich der Frage der Übertragbarkeit. Es ist ge-
nannt worden: Durch Lex Asse sind uns Möglich-
keiten gegeben worden, die wir nutzen werden. 
Wir sind in einem Überprüfungsprozess, das Er-
gebnis steht noch nicht fest.  

Zu der Frage, die Sie hatten hinsichtlich Schacht 
5, Plan B: Ja, ich habe derzeit keine Ergebnisse, 
die darauf hinweisen, dass es grundsätzlich nicht 
möglich ist. Ich bitte einfach um Verständnis, dass 
ich jetzt erst einmal abwarten möchte, wie die Er-
gebnisauswertung erfolgt. Das, was ich schon letz-
tes Mal berichtet habe, ist der Stand, den ich hin-
sichtlich des Standortes habe. Ich gehe davon aus, 
nach dem jetzigen Kenntnisstand, den ich habe, 
dass er nicht grundsätzlich in Frage gestellt wird. 
Es wird sonst sehr schwierig, einen zweiten 
Standort, es gibt noch einen zweiten, der damals 
mit den Randbedingungen identifiziert worden 
ist. Wir haben nicht allzu viele Möglichkeiten – 
auf Grund der schwierigen geologischen Situa-
tion, der Sattellage, der steilen Lagerung dieses 
Bergwerkes.  

Dabei möchte ich es dann belassen und wieder-
hole gerne die Einladung, Sie auf der Asse zu be-
grüßen. 

 

Vorsitzende: Ja, herzlichen Dank, die Einladung 
hören wir gerne! Wir bedanken uns insbesondere 
auch nochmal bei allen, die heute zu der Sitzung 
mit vielen Fakten wirklich gut beigetragen haben. 
Das war sehr erhellend für uns alle. Dankeschön 
und wir hoffen, dass das wirklich der entschei-
dende Begleitprozess wird, den wir auch weiter 
nutzen können. Ich glaube, da können wir auch in 
Deutschland etwas vorweisen – auch gegenüber 
anderen Ländern, weil das ist wirklich ein ganz 
wichtiger Prozess. Danke, kommen Sie gut wieder 
nach Hause, vielen Dank für die Informationen! 

 

 

Schluss der Sitzung: 13:00 Uhr 
 
 
 
Bärbel Höhn, MdB 
Vorsitzende 
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 Das Format Asse 2 Begleitgruppe (A2B) 

 A2B ist Rahmen für Beteiligung der kritisch-konstruktiven

Zivilgesellschaft, ersetzt sie jedoch nicht.

 zentraler Ansprechpartner für alle beteiligten Ministerien und 

Behörden

Struktur der Beteiligung (1)

Wichtig: A2B hat eine Bündelungsfunktion auf freiwilliger Basis
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 Asse 2 Begleitgruppe klein

 offizielle, staatlich legitimierte Interessenvertretung der Region

 Asse 2 Begleitgruppe groß

 Gruppe mit dem gemeinsamen Ziel der Rückholung der Abfälle und 

ordnungsgemäßer Stilllegung der Anlage!?

 Arbeitsgruppe Optionen-Rückholung (AGO)

 fachlich/wissenschaftliches Beratungsgremium für A2B und Behörden 

Struktur der Beteiligung (2)
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 marodes Bergwerk

 latente Gefahr einer unkontrollierten Ausbreitung von 

Radioaktivität

 viele unklare Bedingungen

 komplexe Aufgabe

 Zeitdruck

Was ist die Ausgangslage? – Sachebene 
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 über Jahrzehnte gewachsenes Misstrauen gegenüber den 

Betreibern und „Fachleuten“

 „elitäres“ Verhalten von einem Teil der Fachleute gegenüber 

der Bevölkerung und gesellschaftlichen Prozessen

 „Verunsicherung“ von Mitarbeitern der 

Genehmigungsbehörden und des Betreibers

 mangelnde „gelebte“ Wertschätzung bis hin zur 

Diskreditierung von Partnern im Begleitprozess

Was ist die Ausgangslage? – Beziehungsebene 
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Der Asse 2 Begleitprozess ist ein Erfolgsmodell:

 Optionenvergleich

 Lex Asse

 Stabilisierung/Notfallvorsorge

 Schacht V

 Konzept Rückholungsplanung

 Konzept Konditionierungsanlage, Puffer-, Zwischenlager

 Vereinbarung eines Standortsuchverfahrens (Kriterienkatalog)

 Einvernehmen über schachtnahen Bau einer Konditionierungsanlage/ 

eines Pufferlagers

Wesentliche Verdienste liegen beim BfS und der Asse GmbH!

Was ist erreicht worden?
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 Beschleunigungspotenziale heben

 Rückholungsplanung (Gesamtplan)

 Schacht V

 Zwischenlagerplanung/Standortfindung

 Auflösung der Dilemmasituation:                                

Verfüllung 750 m Sohle/Drainage

Was sind unsere Herausforderungen? – Sachebene 



Bundestagsausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, Berlin, 14. Januar 2015 8

 aktuell Ernüchterung über zeitliche Perspektiven der Rückholung

 gegenseitige Enttäuschung über wahrgenommene „Respektlosigkeiten“ 

gegenüber Engagement und fachlicher Arbeit

 Sachfragen und Fragen der Zusammenarbeit nicht mehr voneinander

getrennt

Deshalb bestmögliche Kooperation aller Beteiligten:  

 Überprüfung von Strukturen und Verfahren nötig

 gemeinsame moderierte Klausursitzung ca. Anfang März geplant

 Positionspapiere von BfS und A2B als Grundlage liegen vor 

Was sind unsere Herausforderungen? 
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Die Chancen

 Sanierung der atomaren Altlast Asse 

 technischer Kompetenzgewinn mit internationalem Nutzen 

 erfolgreiches Beispiel für Beteiligung der kritisch-konstruktiven 

Zivilgesellschaft in einem staatlich verantworteten Prozess
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Ein Vergleich zeigt: Der Aufwand ist notwendig und gerechtfertigt!

Staat

Sozialpartner Zivilgesellschaft

Kooperation mit den Zielen:

 wirtschaftliche Prosperität

 sozialer Friede

Kooperation mit den Zielen:

 bestmöglicher Umgang 

mit atomaren Altlasten

 ökologischer Friede

Der Asse-II-Begleitprozess steht unter intensiver Beobachtung

 durch Endlagersuchkommisssion

 Strahlenschutzkommission

 und international

Der Begleitprozess: Eine historische Chance
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Wie erlebt die kritische Zivilgesellschaft den Staat?

Einlagerungs-
phase          
(1967-1978)

• wenig 
„Information“, 
kaum 
Beteiligung 

• „Obrigkeitsstaat“ 
(inkl. Energie-
konzerne)

• „Betrug“

Reaktion: 
(leiser) Protest

Planungsphase 
„Schließen nach 
Fluten“

• „Information“ 
von oben

• „Obrigkeitsstaat“ 
(inkl. Energie-
konzerne)

• „Betrug“

Reaktion: 
Empörung, 
starker Protest

Phase „Betreiber-
wechsel und 
Optionenvergleich“

• intensive 
Beteiligung u. 
Information

• Staat (BfS, BMU) 
als „Verbündeter“ 
gegen Betreiber 
HGMU

• „Offenheit“

Reaktion: kritisch-
konstruktive 
Kooperation mit 
Begleitgruppe als 
„Scharnier“ zur 
Bevölkerung

(Aktuelle) Phase 
„Rückholungs-
planung und 
-vorbereitung“

Entwicklung in 
Richtung:

• „Pro-Forma-
Beteiligung“ (BMUB, 
BfS)

• Staat als „Obrigkeit“ 
und „Gegner“

• „Geringschätzung“

Reaktion: Stillstand, 
Blockade, wieder 
zunehmender 
Protest
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Fazit: 

Je besser die Kooperation von A2B 

und BfS/BMUB, desto größer der 

Stellenwert des Begleitprozesses für 

die ganze Zivilgesellschaft

Zivilgesellschaft – ein „chaotisches System“

A2B

AGO
BMUB

BfS

Asse GmbH

NMU

StaatZivilgesellschaft

Partei-

gliederungen

Einzelpersonen

AufpASSEn e.V.

Kreistags-

fraktionen

Asse-II-

Koordinations-

kreis „A2K“

Umwelt-

verbände

Asse-nahe 

Kommunen

…

…

BASA

AG Schacht 

Konrad

WAAG
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 fachliche Stärkung des Vorhabens Asse-Stilllegung durch Diskussion mit 

breiterem wissenschaftlichen Meinungsspektrum 

 in vielen Fachfragen Innovation durch zusätzliche Ideen

- bei Konsensen: Vorgehensweise breiter getragen

- bei Dissens: Optimierung der Vorgehensweise durch Diskussion

 sachlichere Auseinandersetzung aller Beteiligten durch fachlich 

fundiertere Diskussion möglich

Arbeitsgruppe Optionen – Rückholung (AGO)
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 Kriterienbericht Zwischenlager (2012/13)

 intensivere Diskussion über Drainage (2013/14)

 Vorschläge für Konzepte zur Bergung der Abfälle (2012-14)

 Durchführung Fachgespräch „Tritium“ (2014)

Beispiele für Zustimmung zu Maßnahmen von BfS/Asse GmbH:

 einzelne Verfüllmaßnahmen (2012-14)

 3-D-Seismik Deck-/Nebengebirge (2013/14)

 Maßnahmen zur Wendelstrecke (2014)

Erfolgreicher Einfluss der AGO (Phase 3)
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Aktuell am wichtigsten:

 Zwischenlagerstandort, Parameterstudie

 Drainage für Einlagerungskammern

 Reflexion Begleitprozess

Ständige Beratungsthemen:

 Lösungszutritte

 Fortschritt Schacht 5

 Faktenerhebung

 Umsetzung Notfallvorsorgemaßnahmen

 Gesamtkonzept und Rahmenterminplan für Rückholung

Beratungsthemen
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Für eine ggf. diskursive aber konstruktive und zügige Diskussion von 

Berichten, Vorhaben und Gutachten des BfS und der Asse GmbH sowie 

allgemeinen Fachfragen sind folgende Randbedingungen wichtig:

 Anwesenheit von kompetenten Vertretern BfS, BMU und NMU während 

der AGO-Sitzungen

 rechtzeitiges Zur-Verfügung-Stellen von Unterlagen durch BfS

 Vorstellung und Diskussion von AGO-Stellungnahmen auf A2B-Sitzungen

 Begründung für Ablehnung von AGO-Vorschlägen durch BfS/Asse GmbH

Anforderungen für Arbeit der AGO
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Unsere Verantwortung gegenüber unseren Kindern und 

nachfolgenden Generationen ist es, alles zu tun, um die 

Rückholung des Asse-II-Atommülls und den Begleitprozess 

erfolgreich zu gestalten, denn: 

„Wir sind nicht nur verantwortlich für das, was wir tun, sondern 

auch für das, was wir nicht tun.“ (Molière)

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Zum Schluss 
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